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KURZE BEGRÜNDUNG

Ausgangspunkt

Die Erneuerbare-Energien-Richtlinie muss überarbeitet werden, damit die Ziele der 
Europäischen Union im Sinne des Klimazielplans erreicht werden. Das Hauptziel besteht 
darin, den Anteil an erneuerbarer Energie von 32 % auf 40 % zu erhöhen. 

Nach Angaben von Eurostat1 würde dies die Erhöhung des Anteils an erneuerbarer Energie 
von etwa 15 % (2019) auf 40 % (2030), also auf mehr als das Doppelte, erfordern. 2019, im 
Jahr vor der COVID-19-Pandemie, wurde der Primärenergieverbrauch in der EU aus fünf 
verschiedenen Quellen gedeckt. Öl (einschließlich Rohöl) hatte mit Abstand den größten 
Anteil mit 36 %, gefolgt von Erdgas (22 %) und erneuerbarer Energie (15 %) auf dem 
zweiten und dritten Rang. Jeweils 13 % entfielen auf Kernenergie und feste fossile 
Brennstoffe. 

61 % des Endenergieverbrauchs mussten eingeführt werden, während 39 % in der EU 
produziert wurden. Von der Produktion in der EU entfiel der größte Anteil auf erneuerbare 
Energie (37 %), gefolgt von Kernenergie (32 %). Feste Brennstoffe trugen mit 19 % etwa ein 
Fünftel zur Energieproduktion bei, gefolgt von Erdgas (8 %) und Rohöl (4 %).2 

Nachhaltige Energie bedeutet saubere, zuverlässige und erschwingliche Energie:

Das Hauptziel der Überarbeitung der RED II besteht zwar darin, den Anteil erneuerbarer 
Formen von Energie in den kommenden Jahren beträchtlich zu steigern, doch der beispiellose 
Wandel der Energiebranche erfordert die Einführung bestimmter Sicherheitsmaßnahmen. 

Europäische Energie muss sauberer werden, aber auch erschwinglich und zuverlässig bleiben. 
Sonst wird die Europäische Union zu einem Vorbild, dem der Rest der Welt nicht gerne 
folgen will. Die Vorteile des ehemaligen Systems, insbesondere seine Zuverlässigkeit und 
Erschwinglichkeit, zu erhalten und gleichzeitig die Abhängigkeit und den CO2-Fußabdruck zu 
mindern, sind allesamt notwendige Faktoren, die bei der Überarbeitung der RED II 
gleichermaßen beachtet werden müssen. Ebenso sollte bei den Bestimmungen die steigende 
Energienachfrage berücksichtigt werden, damit eine Verringerung der Mobilität sowie 
Energie- und Verkehrsarmut verhindert werden. 

Ein funktionierender Binnenmarkt für erneuerbare Energie ist in erster Linie eine wesentliche 
Voraussetzung für die zuvor genannten Anforderungen. Damit Energie erschwinglich bleibt, 
muss erneuerbare Energie dort produziert werden, wo die vorhandene Geografie Europas am 
besten geeignet ist, und nicht aufgrund der besonderen Landschaft staatlicher Beihilfen der 
EU-Mitgliedstaaten. 

Ein funktionierender Binnenmarkt erfordert einen übersichtlichen, einheitlichen Rahmen, mit 
dem die Basis für den Handel, die Rückverfolgung und die Durchsetzung geschaffen wird. 
Folglich müssen Investitionen in beträchtlicher Höhe in Übertragungsnetze innerhalb und 

1 https://ec.europa.eu/eurostat/cache/infographs/energy/bloc-2a.html?lang=en.
2 https://ec.europa.eu/eurostat/cache/infographs/energy/bloc-2b.html?lang=en.
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zwischen den Mitgliedstaaten getätigt werden, damit die Versandkosten gesenkt und die 
Strombezugsverträge attraktiver werden. Die Mitgliedstaaten brauchen Anreize, um mehr 
gemeinsame Projekte zu entwickeln. Außerdem sollten Eigentümer von batteriebetriebenen 
Elektrofahrzeugen die Möglichkeit erhalten, über virtuelle Kraftwerke in ein besseres 
Angebots- und Nachfragemanagement aufgenommen zu werden. 

Technologieneutralität:

Das langfristige Ziel, bis 2050 Klimaneutralität zu erreichen, ist ungleich schwieriger zu 
erreichen als das Zwischenziel für 2030. Diese ehrgeizigen Ziele erfordern eine breite Reihe 
von Werkzeugen und innovatives Denken, insbesondere wenn auch die Erschwinglichkeit, die 
Zuverlässigkeit und eine steigende Energienachfrage berücksichtigt werden. Die künstliche 
Beschränkung von Forschung und Entwicklung in einigen Branchen und für bestimmte 
Anwendungen sorgt zusätzlich zu einem weltweit einzigartigen Bestreben für eine unnötige 
Mehrbelastung. Damit die Ziele möglichst effizient erreicht werden, müssen verschiedene 
Technologien auf dem Markt miteinander konkurrieren, und es obliegt dem Endverbraucher, 
die passendste Option auszuwählen. Daher muss mit den Rechtsvorschriften für gleiche 
Bedingungen für alle Energieträger und alle möglichen Technologien gesorgt werden, 
während die zuständigen staatlichen Stellen für eine ordnungsgemäße Durchsetzung sorgen 
müssen.

Erneuerbare Kraftstoffe und Gase biogenen Ursprungs:

Die Bestimmungen für Biorohstoff wurden erst kürzlich im Zuge der Neufassung der RED II 
angenommen, und einige Mitgliedstaaten arbeiten noch an der Umsetzung der neuen 
Maßnahmen. Außerdem muss die Kommission noch delegierte Rechtsakte und 
Durchführungsrechtsakte vorlegen. Bei der vorherigen Neufassung der RED wurden die 
potenziellen nachteiligen Auswirkungen, die die Biokraftstoffe der ersten Generation ohne 
ordnungsgemäße Bestimmungen hätten haben können, umfassend behandelt. Mit den 
Nachhaltigkeitskriterien wird zusammen mit den Berichterstattungs- und 
Überwachungspflichten dafür gesorgt, dass kein Unglück geschieht, sofern die 
Bestimmungen ordnungsgemäß angewandt und durchgesetzt werden. Daher widerspricht eine 
weitere Verknappung der verfügbaren Biorohstoffe der wirtschaftlichen und ökologischen 
Vernunft, da herkömmliche Biokraftstoffe die einzige erschwingliche Option sind, wie 
herkömmliche Kraftstoffe bis auf Weiteres in ausreichender Menge ersetzt werden können. 
Als Ausnahme von dieser allgemeinen Regel können die Mitgliedstaaten bestimmte nationale 
Bestimmungen für die Nutzung von Biomasse aus der Forstwirtschaft festlegen, damit bei 
Bedarf einzigartige Umstände berücksichtigt werden, die mit dem Kaskadennutzungsprinzip 
verbunden sind. Herkömmliche Biokraftstoffe sind zusammen mit fortschrittlichen 
Biokraftstoffen auch die Hauptquelle für potenzielle ökologische Arbeitskräfte in Europa und 
ermöglichen den Mitgliedstaaten, ihr Angebot entsprechend ihren nationalen Kapazitäten zu 
diversifizieren.

Erneuerbare Kraftstoffe und Gase nicht biogenen Ursprungs:

Kraftstoffe und Gase aus erneuerbarem Wasserstoff sind potenziell unbegrenzt verfügbar und 
könnten ohne zusätzliche Investitionen in die Infrastruktur alle Verkehrsarten antreiben. 
Allerdings ist ihr Potenzial aufgrund des hohen Preises und des enormen Bedarfs an sauberem 
Strom beschränkt. Die Branche steckt noch in den Kinderschuhen und muss weiterentwickelt 
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werden, bevor der Einheitspreis wettbewerbsfähig werden kann. Da die Entwicklung der 
Branche noch nicht abgeschlossen ist und die erforderlichen Strommengen nicht problemlos 
zur Verfügung stehen, geht es hier um beträchtliche Investitionen zur Aufstockung des 
Marktes für erneuerbare Kraftstoffe und Gase nicht biogenen Ursprungs. Durch diese 
Investitionen könnte eine erhebliche Anzahl ökologischer Arbeitsplätze in Europa geschaffen 
werden, doch die Gefahr von Investitionsverlusten ist extrem hoch, da die geografischen 
Bedingungen für die Erzeugung sehr großer Mengen sauberen Stroms in den Mitgliedstaaten 
ungleich sind. Außerdem lassen sich weder Strom noch Wasserstoff problemlos über 
Kontinente hinweg transportieren, und Wasserstoff wird als leicht verteilbarer Speicher für 
erneuerbare Elektrizität und als Rohstoff für die Industrie benötigt. Um das Risiko von 
Investitionsverlusten in voller Höhe einzudämmen, sollten in die RED III nur Unterziele für 
Wasserstoff eingeführt werden. So würde eine Verlagerung der Abhängigkeit bestimmter 
Länder von anderen Ländern verhindert und folglich die Resilienz der EU gestärkt.

Kohlenstoffarme Kraftstoffe und Gase:

Damit ein erschwinglicher und rechtzeitiger Umstieg auf dekarbonisierte Energieträger 
möglich wird, müssen die Investitionen in Elektrolyseure und Pyrolisierer vom parallelen 
Einsatz erneuerbarer Elektrizität und der Erweiterung der Übertragungsnetze entkoppelt 
werden. Damit die Elektrolyseure ihre vollständige Kapazität erreichen können, muss der 
Grundsatz der Zusätzlichkeit zusammen mit der Bestimmung, nur 100 % erneuerbare 
Elektrizität zu nutzen, abgeschafft werden. Allerdings sollte dieser Wasserstoff folglich nicht 
dem Ziel für erneuerbare Energie von 40 % zugerechnet werden, die daraus gewonnenen 
Kraftstoffe und Gase jedoch sollten zu dem Ziel, die Treibhausgasintensität um 13 % zu 
verringern, beitragen, solange damit mehr als 70 % im Vergleich zu ihren herkömmlichen 
Äquivalenten eingespart wird. Kurz vor 2030 sollte die Kommission einen Bericht darüber 
vorlegen, ob die kohlenstoffarmen Kraftstoffe und Gase noch benötigt werden, oder ob ein 
Ausstieg möglich ist.

Unterziele, Quoten und Höchstgrenzen:

Ein Unterziel für erneuerbare Kraftstoffe und Gase nicht biogenen Ursprungs sollte bis 2030 
verschoben werden und mit einem möglichen Ausstieg aus kohlenstoffarmen Gasen und 
Kraftstoffen verbunden werden, damit Europa die Zeit hat, die es braucht, um in seinem 
eigenen Hoheitsgebiet eine entsprechende Branche zu entwickeln. Bis auf Weiteres ein 
verbindliches Unterziel einzuführen, würde zu Investitionsverlusten führen und der 
einheimischen Industrie für die nächsten Jahrzehnte einen Wettbewerbsnachteil verschaffen. 
Bei Unterzielen für fortschrittliche Biokraftstoffe ist das Risiko von Investitionsverlusten 
geringer. Allerdings würden Unterziele trotzdem Forschung und Innovation beeinträchtigen, 
da die Kraftstoffanbieter unweigerlich und verfrüht das billigste und am einfachsten 
verfügbare Produkt auf dem Markt wählen würden. Daher sollten die Mitgliedstaaten und die 
Industrie in der Lage sein, die am besten geeignete Option in ihrem Hoheitsgebiet zu wählen, 
was positive Nebeneffekte für die gesamte Wirtschaft haben könnte.

Die Obergrenzen für herkömmliche Biokraftstoffe und Rohstoffe in Anhang IX b sollten 
abgeschafft werden, damit möglichst viele Rohstoffe und Optionen möglich sind. Die einzige 
Einschränkung für Kraftstoffe und Gase sollte auf den Nachhaltigkeitskriterien gemäß 
Artikel 29 der RED II beruhen.
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ÄNDERUNGSANTRÄGE

Der Ausschuss für Verkehr und Tourismus ersucht den federführenden Ausschuss für 
Industrie, Forschung und Energie, folgende Änderungsanträge zu berücksichtigen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1a) Dieser Übergang wirkt sich auf die 
Mitgliedstaaten, die Regionen, die 
Wirtschaftssektoren und die Bürger 
unterschiedlich aus und hängt von ihrer 
jeweiligen Situation ab. Deshalb ist es 
unerlässlich, dass der Grüne Deal so 
umgesetzt wird, dass der wirtschaftliche, 
soziale und territoriale Zusammenhalt in 
der EU gefördert wird und der Übergang 
gerecht und integrativ ist. Insbesondere 
muss dafür gesorgt werden, dass 
Störungen in kritischen Sektoren 
vermieden werden, die die 
Grundbedürfnisse der Wirtschaft und der 
Gesellschaft befriedigen, z. B. die 
Mobilität.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 1 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1b) Energie ist ein wesentlicher 
Produktionsfaktor, der ständig 
nachgefragt wird und in wirtschaftlicher, 
sozialer und ökologischer Hinsicht von 
entscheidender Bedeutung ist. Alle 
menschlichen Aktivitäten, einschließlich 
des Verkehrs, sind davon abhängig, dass 
im Bedarfsfall erschwingliche Energie in 
ausreichender Menge zur Verfügung 
steht.
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Änderungsantrag 3

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 1 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1c) Mit dieser Richtlinie soll dafür 
gesorgt werden, dass als Teil der 
Energiepolitik der EU Investitionen in die 
Erzeugung erneuerbarer Energie 
gefördert werden und gleichzeitig die 
Energiesouveränität der einzelnen 
Mitgliedstaaten erhalten bleibt.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 1 d (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1d) Die Erneuerbare-Energien-
Richtlinie ist Teil des Pakets „Fit für 55“, 
das auch vielfältige Auswirkungen auf die 
EU haben wird, unter anderem auf die 
Wettbewerbsfähigkeit, die Schaffung von 
Arbeitsplätzen, die Kaufkraft der 
Haushalte, die Erreichung der Klimaziele 
und das Ausmaß der Verlagerung von 
CO2-Emissionen. Daher sollte regelmäßig 
eine umfassende Bewertung der gesamten 
makroökonomischen Auswirkungen der 
Verordnungen, die das Paket „Fit für 55“ 
bilden, vorgenommen werden.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) Die Umstellung des 
Energiesystems der Union auf Energie 
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aus erneuerbaren Quellen ist durch 
inländische Quellen allein nicht möglich. 
Stattdessen ist eine breit angelegte 
Strategie für die Einfuhr von Elektrizität 
aus erneuerbaren Energieträgern, von 
erneuerbarem Wasserstoff und von CO2-
armer Energie aus möglichst vielen in 
Bezug auf ihre Natur geeigneten 
Regionen notwendig – auch um die 
Abhängigkeit von fossilen Energieträgern 
zu verringern.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Es wird zunehmend anerkannt, 
dass die Bioenergiepolitik dem Prinzip der 
Kaskadennutzung von Biomasse11 
angepasst werden muss, um einen fairen 
Zugang zum Markt für Biomasse-
Rohstoffe für die Entwicklung innovativer 
biobasierter Lösungen mit hohem 
Mehrwert und einer nachhaltigen 
kreislauforientierten Bioökonomie zu 
gewährleisten. Bei der Entwicklung von 
Förderregelungen für Bioenergie sollten 
die Mitgliedstaaten daher neben dem 
verfügbaren nachhaltigen Biomasse-
Angebot für die energetische und 
nichtenergetische Nutzung und dem Erhalt 
der nationalen Kohlenstoffsenken und 
Ökosysteme in Wäldern auch die 
Prinzipien der Kreislaufwirtschaft und der 
Kaskadennutzung von Biomasse sowie die 
Abfallhierarchie gemäß der 
Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates12 
berücksichtigen. Daher sollten sie keine 
Unterstützung für die Energieerzeugung 
aus Sägeholz, Furnierholz, Stümpfen und 
Wurzeln gewähren und die Förderung der 
energetischen Nutzung von hochwertigem 
Rundholz – außer unter genau 
festgelegten Umständen – vermeiden. Im 

(4) Bei der Entwicklung von 
Förderregelungen für Bioenergie sollten 
die Mitgliedstaaten daher neben dem 
verfügbaren nachhaltigen Biomasse-
Angebot für die energetische und 
nichtenergetische Nutzung und dem Erhalt 
der nationalen Kohlenstoffsenken und 
Ökosysteme in Wäldern auch die 
Prinzipien der Kreislaufwirtschaft und der 
Kaskadennutzung von Biomasse sowie die 
Abfallhierarchie gemäß der 
Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates12 
berücksichtigen. Die Mitgliedstaaten 
sollten keine Förderregelungen aufstellen, 
die den Zielvorgaben für die 
Abfallbehandlung zuwiderlaufen und zu 
einer ineffizienten Nutzung recycelbarer 
Abfälle führen würden. Um eine 
effizientere Nutzung von Bioenergie zu 
gewährleisten sollten die Mitgliedstaaten 
zudem ab 2026 keine ausschließlich 
Elektrizität produzierenden Anlagen mehr 
fördern, es sei denn, die Anlagen befinden 
sich in Regionen mit einem besonderen 
Status bei der Abkehr von fossilen 
Brennstoffen oder in den Anlagen wird 
CO2-Abscheidung und -speicherung 
eingesetzt. Außerdem sollten die 
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Einklang mit dem Prinzip der 
Kaskadennutzung sollte Holzbiomasse 
entsprechend ihrem höchsten 
wirtschaftlichen und ökologischen 
Mehrwert in folgender Rangfolge 
eingesetzt werden: 1) Holzprodukte, 2) 
Verlängerung ihrer Lebensdauer, 3) 
Wiederverwendung, 4) Recycling, 5) 
Bioenergie und 6) Entsorgung. Wenn 
keine anderweitige Verwendung von 
Holzbiomasse wirtschaftlich tragfähig 
oder ökologisch angemessen ist, trägt die 
energetische Verwertung dazu bei, die 
Erzeugung von Energie aus nicht 
erneuerbaren Quellen zu verringern. Die 
Förderregelungen der Mitgliedstaaten für 
Bioenergie sollten daher auf Rohstoffe 
ausgerichtet werden, für die geringer 
Wettbewerb mit den Werkstoffsektoren 
auf dem Markt besteht und deren 
Gewinnung als sowohl für das Klima als 
auch für die Biodiversität positiv 
angesehen wird, um negative Anreize für 
nicht nachhaltige Bioenergiepfade zu 
vermeiden, die im Bericht der 
Gemeinsamen Forschungsstelle „The use 
of woody biomass for energy production 
in the EU“ („Der Einsatz von 
Holzbiomasse zur Energieerzeugung in 
der EU“)13 ermittelt wurden. Bei der 
Festlegung weiterer Konsequenzen aus 
dem Prinzip der Kaskadennutzung ist es 
andererseits nötig, die nationalen 
Besonderheiten zu berücksichtigen, an 
denen sich die Mitgliedstaaten bei der 
Gestaltung ihrer Förderregelungen 
orientieren, wobei Abfallvermeidung und 
-weiterverwendung sowie Abfallrecycling 
Vorrang haben sollten. Die 
Mitgliedstaaten sollten keine 
Förderregelungen aufstellen, die den 
Zielvorgaben für die Abfallbehandlung 
zuwiderlaufen und zu einer ineffizienten 
Nutzung recycelbarer Abfälle führen 
würden. Um eine effizientere Nutzung von 
Bioenergie zu gewährleisten sollten die 
Mitgliedstaaten zudem ab 2026 keine 
ausschließlich Elektrizität produzierenden 
Anlagen mehr fördern, es sei denn, die 

Mitgliedstaaten dafür sorgen, dass dem 
Prinzip der Kaskadennutzung in ihren 
nationalen Rechtsvorschriften Rechnung 
getragen wird.
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Anlagen befinden sich in Regionen mit 
einem besonderen Status bei der Abkehr 
von fossilen Brennstoffen oder in den 
Anlagen wird CO2-Abscheidung und -
speicherung eingesetzt.

__________________ __________________
11 Mit dem Prinzip der Kaskadennutzung 
soll die Ressourceneffizienz bei der 
Nutzung von Biomasse erreicht werden, 
indem der stofflichen Nutzung von 
Biomasse wenn möglich Vorrang 
gegenüber der energetischen Nutzung 
eingeräumt und damit die Menge der im 
System verfügbaren Biomasse erhöht 
wird. Im Einklang mit dem Prinzip der 
Kaskadennutzung sollte Holzbiomasse 
entsprechend ihrem höchsten 
wirtschaftlichen und ökologischen 
Mehrwert in folgender Rangfolge 
eingesetzt werden: 1) Holzprodukte, 2) 
Verlängerung ihrer Lebensdauer, 3) 
Wiederverwendung, 4) Recycling, 5) 
Bioenergie und 6) Entsorgung.
12 Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 
19. November 2008 über Abfälle und zur 
Aufhebung bestimmter Richtlinien (ABl. 
L 312 vom 22.11.2008, S. 3).

12 Richtlinie 2008/98/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 
19. November 2008 über Abfälle und zur 
Aufhebung bestimmter Richtlinien (ABl. 
L 312 vom 22.11.2008, S. 3).

13 
https://publications.jrc.ec.europa.eu/repos
itory/handle/JRC122719 

Änderungsantrag 7

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Infolge des raschen Anstiegs der 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Quellen 
und der zunehmend wettbewerbsfähigen 
Kosten ist es möglich, damit einen 
wachsenden Anteil der Energienachfrage 
zu decken, etwa durch den Einsatz von 
Wärmepumpen für die Raumheizung oder 

(5) Infolge des raschen Anstiegs der 
Stromerzeugung aus erneuerbaren Quellen 
und der zunehmend wettbewerbsfähigen 
Kosten ist es möglich, damit einen 
wachsenden Anteil der Energienachfrage 
zu decken, etwa durch den Einsatz von 
Wärmepumpen für die Raumheizung oder 
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industrielle Niedertemperaturverfahren, 
von Elektrofahrzeugen im Verkehr oder 
Elektroöfen in bestimmten 
Industriezweigen. Aus erneuerbaren 
Energiequellen gewonnener Strom kann 
auch zur Herstellung synthetischer 
Kraftstoffe für den Verbrauch in schwer 
zu dekarbonisierenden Bereichen des 
Verkehrssektors, etwa im Luft- und 
Seeverkehr, verwendet werden. Mit einem 
Rahmen für die Elektrifizierung müssen 
eine belastbare und effiziente 
Koordinierung ermöglicht und 
Marktmechanismen ausgeweitet werden, 
um Nachfrage und Angebot räumlich und 
zeitlich aufeinander abzustimmen, für 
Investitionen in die Flexibilität zur sorgen 
und die Integration eines hohen Anteils an 
Strom aus unsteten erneuerbaren 
Energiequellen zu unterstützen. Die 
Mitgliedstaaten sollten daher sicherstellen, 
dass der Einsatz von Strom aus 
erneuerbaren Quellen weiterhin in 
angemessenem Tempo ansteigt, um die 
steigende Nachfrage zu befriedigen. Zu 
diesem Zweck sollten die Mitgliedstaaten 
einen Rahmen schaffen, der 
marktkompatible Mechanismen umfasst, 
um die verbleibenden Hindernisse für 
sichere und angemessene 
Elektrizitätsnetze, die für große Mengen 
erneuerbarer Energien geeignet sind, sowie 
für vollständig in das Elektrizitätssystem 
integrierte Speicheranlagen anzugehen. Mit 
diesem Rahmen sollen insbesondere noch 
bestehende Hindernisse angegangen 
werden, etwa nichtfinanzielle Hindernisse 
wie unzureichende digitale und personelle 
Ressourcen der Behörden für die 
Bearbeitung von immer mehr 
Genehmigungsanträgen.

industrielle Niedertemperaturverfahren, 
von Elektrofahrzeugen im Verkehr oder 
Elektroöfen in bestimmten 
Industriezweigen. Aus erneuerbaren 
Energiequellen gewonnener Strom kann 
auch zur Herstellung synthetischer 
Kraftstoffe verwendet werden. Mit einem 
Rahmen für die Elektrifizierung müssen 
eine belastbare und effiziente 
Koordinierung ermöglicht und 
Marktmechanismen ausgeweitet werden, 
um Nachfrage und Angebot räumlich und 
zeitlich aufeinander abzustimmen, für 
Investitionen in die Flexibilität zur sorgen 
und die Integration eines hohen Anteils an 
Strom aus unsteten erneuerbaren 
Energiequellen zu unterstützen. Die 
Mitgliedstaaten sollten daher sicherstellen, 
dass der Einsatz von Strom aus 
erneuerbaren Quellen weiterhin in 
angemessenem Tempo ansteigt, um die 
steigende Nachfrage zu befriedigen. Zu 
diesem Zweck sollten die Mitgliedstaaten 
einen Rahmen schaffen, der 
marktkompatible Mechanismen umfasst, 
um die verbleibenden Hindernisse für 
sichere und angemessene 
Elektrizitätsnetze, die für große Mengen 
erneuerbarer Energien geeignet sind, sowie 
für vollständig in das Elektrizitätssystem 
integrierte Speicheranlagen anzugehen. Mit 
diesem Rahmen sollen insbesondere noch 
bestehende Hindernisse angegangen 
werden, etwa nichtfinanzielle Hindernisse 
wie unzureichende digitale und personelle 
Ressourcen der Behörden für die 
Bearbeitung von immer mehr 
Genehmigungsanträgen.

Änderungsantrag 8

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 7
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7) Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten zur Förderung von Energie 
aus erneuerbaren Quellen kann in Form 
von statistischen Transfers, 
Förderregelungen und gemeinsamen 
Projekten erfolgen. Sie ermöglicht einen 
kosteneffizienten Einsatz erneuerbarer 
Energie in ganz Europa und trägt zur 
Marktintegration bei. Die Zusammenarbeit 
ist bislang trotz ihres Potenzials sehr 
begrenzt und die Effizienz bei der 
Steigerung des Anteils erneuerbarer 
Energien daher verbesserungsfähig. Die 
Mitgliedstaaten sollten daher verpflichtet 
werden, Zusammenarbeit durch die 
Durchführung eines Pilotprojekts zu 
erproben. Mit über die nationalen 
Beiträge im Rahmen des mit der 
Durchführungsverordnung 
(EU) 2020/1294 der Kommission14 
eingerichteten 
Finanzierungsmechanismus der Union 
für erneuerbare Energie finanzierten 
Projekten wäre die Verpflichtung der 
beteiligten Mitgliedstaaten erfüllt.

(7) Zusammenarbeit zwischen den 
Mitgliedstaaten zur Förderung von Energie 
aus erneuerbaren Quellen kann in Form 
von statistischen Transfers, 
Förderregelungen und gemeinsamen 
Projekten erfolgen. Sie ermöglicht einen 
kosteneffizienten Einsatz erneuerbarer 
Energie in ganz Europa und trägt zur 
Marktintegration bei. Die Zusammenarbeit 
ist bislang trotz ihres Potenzials sehr 
begrenzt, und die Effizienz bei der 
Steigerung des Anteils von Energie aus 
erneuerbaren Quellen sowie die 
Ausnutzung zusätzlicher Vorteile 
aufgrund von Größenvorteilen sind daher 
verbesserungsfähig. Die Mitgliedstaaten 
sollten daher verpflichtet werden, bis 2024 
eine Liste gemeinsamer Projekte zu 
übermitteln, in der sie gemeinsame 
Projekte erläutern, an denen sie sich 
bis 2035 beteiligen werden. Ab 2028 sollte 
die Europäische Union nur noch 
gemeinsame Projekte unterstützen.

__________________
14 Durchführungsverordnung 
(EU) 2020/1294 der Kommission vom 
15. September 2020 über den 
Finanzierungsmechanismus der Union 
für erneuerbare Energie (ABl. L 303 vom 
17.9.2020, S. 1).

Änderungsantrag 9

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 8

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(8) Die Strategie für erneuerbare 
Offshore-Energie enthält das ambitionierte 
Ziel, 2050 in den Meeresbecken der Union 
300 GW Offshore-Windenergie und 

(8) Die Strategie für erneuerbare 
Offshore-Energie enthält das ambitionierte 
Ziel, 2050 in den Meeresbecken der Union 
300 GW Offshore-Windenergie und 
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40 GW Meeresenergie zu gewinnen. Um 
diesen grundlegenden Wandel 
sicherzustellen, müssen die Mitgliedstaaten 
auf Ebene der Meeresbecken 
grenzübergreifend zusammenarbeiten. Die 
Mitgliedstaaten sollten daher die Menge 
der erneuerbaren Offshore-Energie, die bis 
2050 für jedes Meeresbecken geplant ist, 
mit Zwischenzielen für 2030 und 2040 
festlegen. Die aktualisierten nationalen 
Energie- und Klimapläne, die 2023 und 
2024 gemäß der Verordnung 
(EU) 2018/1999 vorzulegen sind, sollten 
diese Ziele widerspiegeln. Bei der 
Festlegung der Menge sollten die 
Mitgliedstaaten das Potenzial zur 
Erzeugung erneuerbarer Offshore-Energie 
jedes Meeresbeckens, 
Umweltschutzaspekte, die Anpassung an 
den Klimawandel und andere Formen der 
Meeresnutzung sowie die 
Dekarbonisierungsziele der Union 
berücksichtigen. Die Mitgliedstaaten 
sollten zudem die Möglichkeit des 
Verbunds der Erzeugung erneuerbarer 
Offshore-Energie mit 
Übertragungsleitungen, die mehrere 
Mitgliedstaaten miteinander verbinden, in 
Form von Hybridprojekten oder, zu einem 
späteren Zeitpunkt, eines stärker 
vermaschten Netzes zunehmend in 
Betracht ziehen. Damit könnte Strom in 
unterschiedliche Richtungen geleitet 
werden, was dazu beitragen würde, den 
sozioökonomischen Nutzen zu 
maximieren, Infrastrukturausgaben optimal 
zu nutzen und für eine nachhaltigere 
Nutzung des Meeres zu sorgen.

40 GW Meeresenergie zu gewinnen. Um 
diesen grundlegenden Wandel 
sicherzustellen, müssen die Mitgliedstaaten 
auf Ebene der Meeresbecken 
grenzübergreifend zusammenarbeiten. Die 
Mitgliedstaaten sollten daher die Menge 
der erneuerbaren Offshore-Energie, die im 
Einklang mit der maritimen 
Raumplanung bis 2050 für jedes 
Meeresbecken geplant ist, mit 
Zwischenzielen für 2030 und 2040 
festlegen. Stehen Zwischenziele nicht im 
Einklang mit den Zielen für 2030, 2040 
und 2050, sollte die Kommission 
zusätzliche Maßnahmen ergreifen, um die 
Einführung erneuerbarer Offshore-
Energie zu erleichtern. Die aktualisierten 
nationalen Energie- und Klimapläne, die 
2023 und 2024 gemäß der Verordnung 
(EU) 2018/1999 vorzulegen sind, sollten 
diese Ziele widerspiegeln. Bei der 
Festlegung der Menge sollten die 
Mitgliedstaaten das Potenzial zur 
Erzeugung erneuerbarer Offshore-Energie 
jedes Meeresbeckens, 
Umweltschutzaspekte, die Anpassung an 
den Klimawandel und andere Formen der 
Meeresnutzung sowie die 
Dekarbonisierungsziele der Union 
berücksichtigen. Die Mitgliedstaaten 
sollten zudem verpflichtet werden, die 
Erzeugung erneuerbarer Offshore-Energie 
mit Übertragungsleitungen, die mehrere 
Mitgliedstaaten miteinander verbinden, in 
Form von Hybridprojekten oder, zu einem 
späteren Zeitpunkt, eines stärker 
vermaschten Netzes zu verbinden. Damit 
wird Strom in unterschiedliche Richtungen 
geleitet, was dazu beiträgt, den 
sozioökonomischen Nutzen zu 
maximieren, Infrastrukturausgaben optimal 
zu nutzen und für eine nachhaltigere 
Nutzung des Meeres zu sorgen.

Änderungsantrag 10
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Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 11

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(11) In Gebäuden besteht ein großes 
ungenutztes Potenzial für einen wirksamen 
Beitrag zur Verringerung der THG-
Emissionen in der Union. Es ist 
erforderlich, die Wärme- und 
Kälteversorgung in diesem Sektor durch 
einen höheren Anteil von Energie aus 
erneuerbaren Quellen an der Erzeugung 
und der Nutzung zu dekarbonisieren, um 
die im Klimazielplan festgelegte Ambition 
umzusetzen, das Unionsziel der 
Klimaneutralität zu erreichen. Im Bereich 
der Wärme- und Kälteversorgung 
stagnierte der Fortschritt bei der Nutzung 
von Energie aus erneuerbaren Quellen in 
den letzten zehn Jahren jedoch und beruhte 
vor allem auf einer verstärkten Nutzung 
von Biomasse. Ohne die Festlegung von 
Zielvorgaben für die Steigerung der 
Erzeugung und Nutzung erneuerbarer 
Energien in Gebäuden wird es nicht 
möglich sein, die Fortschritte zu 
überprüfen und Schwachstellen beim 
Einsatz erneuerbarer Energien zu 
ermitteln. Mit der Festlegung von 
Zielvorgaben geht zudem ein langfristiges 
Signal an Investoren einher, auch im 
Hinblick auf die Zeit unmittelbar nach 
2030. Die Verpflichtungen im 
Zusammenhang mit der Energieeffizienz 
und der Gesamtenergieeffizienz von 
Gebäuden werden dadurch ergänzt. Daher 
sollten indikative Zielvorgaben für die 
Nutzung erneuerbarer Energien in 
Gebäuden festgelegt werden, um 
Anhaltspunkte und Anreize für die 
Bemühungen der Mitgliedstaaten um die 
Ausschöpfung des Potenzial für die 
Nutzung und Erzeugung von Energie aus 
erneuerbaren Quellen in Gebäuden zu 
setzen, die Entwicklung und Integration 
von Technologien für die Erzeugung 
erneuerbarer Energien zu fördern und 
gleichzeitig Sicherheit für Investoren und 

(11) In Gebäuden besteht ein großes 
ungenutztes Potenzial für einen wirksamen 
Beitrag zur Verringerung der THG-
Emissionen in der Union. Es ist 
erforderlich, die Wärme- und 
Kälteversorgung in diesem Sektor durch 
einen höheren Anteil von Energie aus 
erneuerbaren Quellen an der Erzeugung 
und der Nutzung zu dekarbonisieren, um 
die im Klimazielplan festgelegte Ambition 
umzusetzen, das Unionsziel der 
Klimaneutralität zu erreichen. Im Bereich 
der Wärme- und Kälteversorgung 
stagnierte der Fortschritt bei der Nutzung 
von Energie aus erneuerbaren Quellen in 
den letzten zehn Jahren jedoch und beruhte 
vor allem auf einer verstärkten Nutzung 
von Biomasse. Ohne die Festlegung von 
Zielvorgaben für die Steigerung der 
Erzeugung und Nutzung erneuerbarer 
Energien in Gebäuden wird es nicht 
möglich sein, die Fortschritte zu 
überprüfen und Schwachstellen beim 
Einsatz erneuerbarer Energie zu ermitteln. 
Mit der Festlegung von Zielvorgaben geht 
zudem ein langfristiges Signal an 
Investoren einher, auch im Hinblick auf die 
Zeit unmittelbar nach 2030. Die 
Verpflichtungen im Zusammenhang mit 
der Energieeffizienz und der 
Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden 
werden dadurch ergänzt. Daher sollten 
indikative Zielvorgaben für die Nutzung 
erneuerbarer Energie in Gebäuden 
festgelegt werden, um Anhaltspunkte und 
Anreize für die Bemühungen der 
Mitgliedstaaten um die Ausschöpfung des 
Potenzial für die Nutzung und Erzeugung 
von Energie aus erneuerbaren Quellen in 
Gebäuden zu setzen, die Entwicklung und 
Integration von Technologien für die 
Erzeugung erneuerbarer Energien zu 
fördern und gleichzeitig Sicherheit für 
Investoren und das Engagement auf lokaler 



AD\1255833DE.docx 15/78 PE719.572v02-00

DE

das Engagement auf lokaler Ebene zu 
schaffen.

Ebene zu schaffen, wobei auch den 
Unterschieden hinsichtlich Alter, 
Architektur und Zustand des 
Gebäudebestands aller Mitgliedstaaten 
Rechnung getragen werden sollte.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 16

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(16) Damit die Flexibilitäts- und 
Regelreserveleistungen aus der 
Aggregierung dezentraler Speicheranlagen 
auf wettbewerbsfähige Art und Weise 
entwickelt werden, sollte der Echtzeit-
Zugang zu grundlegenden 
Batterieinformationen wie dem 
Alterungszustand, dem Ladezustand, der 
Kapazität und den Leistungseinstellungen 
den Eigentümern oder Nutzern der 
Batterien und den in ihrem Namen 
handelnden Stellen wie Verwaltern von 
Gebäudeenergiesystemen, Anbietern von 
Mobilitätsdiensten und anderen 
Elektrizitätsmarktakteuren 
diskriminierungsfrei und kostenlos zur 
Verfügung gestellt werden. Daher ist es 
angezeigt, Maßnahmen einzuführen, die 
den erforderlichen Zugang zu solchen 
Daten behandeln, um den Betrieb von 
Batterien für die Wohnumgebung und 
Elektrofahrzeugen im Zusammenhang 
mit der Integration zu erleichtern und die 
Bestimmungen zum Zugang zu 
Batteriedaten im Zusammenhang mit der 
Erleichterung der Umnutzung von 
Batterien nach der [vorgeschlagenen 
Verordnung der Kommission über 
Batterien und Altbatterien zur Aufhebung 
der Richtlinie 2006/66/EG und zur 
Änderung der Verordnung 
(EU) 2019/1020] zu ergänzen. Die 
Bestimmungen über den Zugang zu 
Batteriedaten von Elektrofahrzeugen 
sollten zusätzlich zu den Bestimmungen 

(16) Damit die Flexibilitäts- und 
Regelreserveleistungen aus der 
Aggregierung dezentraler Speicheranlagen 
auf wettbewerbsfähige Art und Weise 
entwickelt werden, sollte der Echtzeit-
Zugang zu grundlegenden 
Batterieinformationen wie dem 
Alterungszustand, dem Ladezustand, der 
Kapazität und den Leistungseinstellungen 
den Eigentümern der Batterien und den in 
ihrem Namen handelnden Stellen wie 
Verwaltern von Gebäudeenergiesystemen, 
Anbietern von Mobilitätsdiensten und 
anderen Elektrizitätsmarktakteuren 
diskriminierungsfrei und kostenlos unter 
uneingeschränkter Achtung der 
einschlägigen Bestimmungen der 
Verordnung [(EU) 2016/679 des 
Europäischen Parlaments und des Rates 
zum Schutz natürlicher Personen bei der 
Verarbeitung personenbezogener Daten, 
zum freien Datenverkehr und zur 
Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG] zur 
Verfügung gestellt werden. Die 
Kommission sollte daher eine Bewertung 
vornehmen, um zu bestimmen, welche 
Maßnahmen den Betrieb von Batterien für 
die Wohnumgebung und 
Elektrofahrzeugen im Zusammenhang 
mit der Integration erleichtern würden. 
Die Bestimmungen über den Zugang zu 
Batteriedaten von Elektrofahrzeugen 
sollten zusätzlich zu den Bestimmungen 
des Unionsrechts über die 
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des Unionsrechts über die 
Typgenehmigung von Fahrzeugen gelten.

Typgenehmigung von Fahrzeugen gelten.

Änderungsantrag 12

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 17

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(17) Die steigende Anzahl an 
Elektrofahrzeugen im Straßen-, Schienen- 
und Seeverkehr sowie in anderen 
Verkehrsbereichen macht es erforderlich, 
Ladevorgänge zu optimieren und so zu 
steuern, dass es nicht zu Engpässen 
kommt, und die Verfügbarkeit von aus 
erneuerbaren Energiequellen gewonnenem 
Strom und niedrigen Strompreisen im 
System in vollem Umfang zu nutzen. 
Wenn bidirektionales Laden zur weiteren 
Marktdurchdringung von Strom aus 
erneuerbaren Quellen über 
Elektrofahrzeugflotten im Verkehr und im 
Elektrizitätssystem im Allgemeinen 
beitragen würde, sollte eine solche 
Funktion ebenfalls verfügbar gemacht 
werden. Mit Blick auf die lange 
Lebensdauer von Ladestationen sollten die 
Anforderungen an Ladeinfrastrukturen so 
aktualisiert werden, dass sie dem künftigen 
Bedarf gerecht werden und nicht zu 
negativen Lock-in-Effekten bei der 
Entwicklung von Technologien und 
Diensten führen.

(17) Die steigende Anzahl an 
Elektrofahrzeugen im Straßen-, Schienen- 
und Seeverkehr sowie in anderen 
Verkehrsbereichen macht es erforderlich, 
Ladevorgänge zu optimieren und so zu 
steuern, dass es nicht zu Engpässen 
kommt, und die Verfügbarkeit von aus 
erneuerbaren Energiequellen gewonnenem 
Strom und niedrigen Strompreisen im 
System in vollem Umfang zu nutzen. 
Wenn intelligentes und bidirektionales 
Laden zur weiteren effizienten 
Marktdurchdringung von Strom aus 
erneuerbaren Quellen über 
Elektrofahrzeugflotten im Verkehr und im 
Elektrizitätssystem im Allgemeinen 
beitragen würde, sollte eine solche 
Funktion auch verfügbar gemacht werden. 
Mit Blick auf die lange Lebensdauer von 
Ladestationen sollten die Anforderungen 
an Ladeinfrastrukturen so aktualisiert 
werden, dass sie dem künftigen Bedarf 
gerecht werden und nicht zu negativen 
Lock-in-Effekten bei der Entwicklung von 
Technologien und Diensten führen.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 18

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(18) Nutzer von Elektrofahrzeugen, die 
mit Anbietern von 
Elektromobilitätsdienstleistungen und 

(18) Nutzer von Elektrofahrzeugen, die 
mit Anbietern von 
Elektromobilitätsdienstleistungen und 
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Elektrizitätsmarktteilnehmern Verträge 
schließen, sollten berechtigt sein, 
Informationen und Erläuterungen darüber 
zu erhalten, welchen Einfluss die 
Vertragsbedingungen auf die Nutzung 
ihres Fahrzeugs und den Alterungszustand 
der Fahrzeugbatterie haben werden. 
Anbieter von 
Elektromobilitätsdienstleistungen und 
Elektrizitätsmarktteilnehmer sollten den 
Nutzern von Elektrofahrzeugen klar 
darlegen, wie sie für die Flexibilitäts-, 
Regelreserve- und Speicherleistungen, die 
sie für das Elektrizitätssystem und den 
Elektrizitätsmarkt durch die Nutzung ihres 
Elektrofahrzeugs erbringen, vergütet 
werden. Zudem ist es erforderlich, für den 
Schutz der Verbraucherrechte der Nutzer 
von Elektrofahrzeugen beim Abschluss 
solcher Verträge zu sorgen, insbesondere 
was den Schutz personenbezogener Daten 
wie Standort und Fahrgewohnheiten im 
Zusammenhang mit der Nutzung ihres 
Fahrzeugs betrifft. In diesen Verträgen 
können auch die Präferenzen der Nutzer 
von Elektrofahrzeugen hinsichtlich der Art 
von Strom, die sie für die Nutzung in ihrem 
Elektrofahrzeug beziehen, und weitere 
Präferenzen aufgenommen werden. Es ist 
daher wichtig, dass die Nutzer von 
Elektrofahrzeugen ihr Abonnement an 
mehreren Ladepunkten nutzen können. 
Zudem ermöglicht es dies dem vom 
Nutzer des Elektrofahrzeugs gewählten 
Dienstleister, das Elektrofahrzeug 
aufgrund der Planungssicherheit und 
durch Anreize, die auf den Präferenzen 
des Nutzers des Elektrofahrzeugs 
beruhen, optimal in das 
Elektrizitätssystem zu integrieren. Dies 
steht darüber hinaus im Einklang mit den 
Grundsätzen eines verbraucherzentrierten 
und prosumentenbasierten 
Energiesystems sowie dem Recht der 
Nutzer von Elektrofahrzeugen gemäß der 
Richtlinie (EU) 2019/944, als Endkunden 
ihren Versorger frei zu wählen.

Elektrizitätsmarktteilnehmern Verträge 
schließen, sollten berechtigt sein, 
Informationen und Erläuterungen darüber 
zu erhalten, welchen Einfluss die 
Vertragsbedingungen auf die Nutzung 
ihres Fahrzeugs und den Alterungszustand 
der Fahrzeugbatterie haben werden. 
Übertragungsnetzbetreiber bzw. 
Verteilernetzbetreiber sollten den Nutzern 
von Elektrofahrzeugen klar darlegen, wie 
sie für die Flexibilitätsleistungen vergütet 
werden und wie ihre aggregierten Daten 
für Regelreserve- und Speicherleistungen, 
die sie für das Elektrizitätssystem und den 
Elektrizitätsmarkt durch die Nutzung ihres 
Elektrofahrzeugs erbringen, verwendet 
werden. Zudem ist es erforderlich, für den 
Schutz der Verbraucherrechte der Nutzer 
von Elektrofahrzeugen beim Abschluss 
solcher Verträge zu sorgen, insbesondere 
was den Schutz ihrer Privatsphäre und 
personenbezogener Daten wie Standort und 
Fahrgewohnheiten im Zusammenhang mit 
der Nutzung ihres Fahrzeugs betrifft. In 
diesen Verträgen können auch die 
Präferenzen der Nutzer von 
Elektrofahrzeugen hinsichtlich der Art von 
Strom, die sie für die Nutzung in ihrem 
Elektrofahrzeug beziehen, und weitere 
Präferenzen aufgenommen werden. Von 
wesentlicher Bedeutung ist, dass die 
Nutzung öffentlich zugänglicher 
Ladestationen allen Nutzerinnen und 
Nutzern offensteht, unabhängig von der 
Automarke und dem Anschlusstyp und 
unabhängig davon, ob sie Teil eines 
vertragsgebundenen Zahlungssystems 
sind oder nicht, und dass sie die in der 
Union weit verbreiteten Zahlungskarten 
akzeptieren.
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Änderungsantrag 14

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 19

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(19) Dezentrale Speicheranlagen, wie 
Batterien für die Wohnumgebung und 
Traktionsbatterien, bieten mithilfe der 
Aggregierung ein erhebliches Potenzial für 
Flexibilitäts- und Regelreserveleistungen 
für das Netz. Um die Entwicklung dieser 
Dienstleistungen zu unterstützen, sollten 
die rechtlichen Bestimmungen für den 
Anschluss und Betrieb der 
Speicheranlagen, z. B. in Bezug auf 
Entgelte, zeitliche Verpflichtungen und 
Anschlussspezifikationen, so gestaltet sein, 
dass das Potenzial aller Speicheranlagen 
vollständig gewahrt bleibt, insbesondere 
was das Potenzial kleiner und mobiler 
Anlagen betrifft, Flexibilitäts- und 
Regelreserveleistungen für das System zu 
erbringen und neben größeren ortsfesten 
Speicheranlagen die weitere 
Marktdurchdringung von erneuerbarem 
Strom zu unterstützen.

(19) Dezentralisierte 
Energieressourcen wie dezentrale 
Erzeugung erneuerbarer Energie, 
Laststeuerung, intelligente Heiz- und 
Kühlgeräte, Heißwassertanks, thermische 
Energiespeicher, dezentrale 
Speicheranlagen, wie Batterien für die 
Wohnumgebung und Traktionsbatterien, 
bieten mithilfe der Aggregierung ein 
erhebliches Potenzial für Flexibilitäts- und 
Regelreserveleistungen für das Netz und 
das Energiesystem. Um die Entwicklung 
dieser Geräte und Dienstleistungen zu 
unterstützen, sollten die rechtlichen 
Bestimmungen für den Anschluss und 
Betrieb dezentraler Energieanlagen, z. B. 
in Bezug auf Entgelte, zeitliche 
Verpflichtungen und 
Anschlussspezifikationen, so gestaltet sein, 
dass das Potenzial all dieser Anlagen 
vollständig gewahrt bleibt, insbesondere 
was das Potenzial kleiner und mobiler 
Anlagen betrifft, Flexibilitäts- und 
Regelreserveleistungen für das System zu 
erbringen und besonders neben größeren 
Anlagen die weitere Marktdurchdringung 
von erneuerbarer Energie zu unterstützen. 
Die Mitgliedstaaten sollten zudem für 
gleiche Wettbewerbsbedingungen für 
kleinere Marktakteure sorgen, 
insbesondere für Erneuerbare-Energien-
Gemeinschaften, damit sie am Markt 
teilnehmen können, ohne dass ihnen ein 
unverhältnismäßiger Verwaltungs- oder 
Regulierungsaufwand entsteht.

Änderungsantrag 15

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 22
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(22) Erneuerbare Brennstoffe nicht 
biogenen Ursprungs können für 
energetische Zwecke, aber auch für 
nichtenergetische Zwecke genutzt werden, 
z. B. als Einsatzstoffe oder Rohstoffe in 
Branchen wie der Stahl- oder 
Chemieindustrie. Werden erneuerbare 
Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs für 
beide Zwecke eingesetzt, so wird ihr 
Potenzial, fossile Brennstoffe als 
Einsatzstoffe zu ersetzen und die 
Treibhausgasemissionen der Industrie zu 
senken, vollständig erschlossen, was bei 
der Zielvorgabe für die Nutzung 
erneuerbarer Brennstoffe nicht biogenen 
Ursprungs berücksichtigt werden sollte. 
Nationale Maßnahmen zur Förderung 
der Nutzung erneuerbarer Brennstoffe 
nicht biogenen Ursprungs in der Industrie 
sollten nicht dazu führen, dass die 
Umweltverschmutzung letztlich zunimmt, 
da der höhere Strombedarf mithilfe der 
umweltschädlichsten fossilen Brennstoffe 
wie Kohle, Diesel, Lignit, Torf und 
Ölschiefer gedeckt wird.

(22) Erneuerbare Brennstoffe nicht 
biogenen Ursprungs können für 
energetische Zwecke, aber auch für 
nichtenergetische Zwecke genutzt werden, 
z. B. als Einsatzstoffe oder Rohstoffe in 
Branchen wie der Stahl- oder 
Chemieindustrie. Werden erneuerbare 
Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs für 
beide Zwecke eingesetzt, so wird ihr 
Potenzial, fossile Brennstoffe als 
Einsatzstoffe zu ersetzen und die 
Treibhausgasemissionen der Industrie zu 
senken, vollständig erschlossen, was bei 
der Zielvorgabe für die Nutzung 
erneuerbarer Brennstoffe nicht biogenen 
Ursprungs berücksichtigt werden sollte.

Änderungsantrag 16

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 29

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(29) Die Nutzung erneuerbarer 
Kraftstoffe und erneuerbarer Elektrizität im 
Verkehrssektor kann zu einer 
kosteneffizienten Dekarbonisierung des 
Verkehrssektors der Union beitragen und 
unter anderem die Diversifizierung der 
Energieversorgung in diesem Sektor 
unterstützen; gleichzeitig kann sie 
Innovation, Wachstum und Beschäftigung 
in der Wirtschaft der Union fördern und die 
Abhängigkeit von Energieimporten 
verringern. Im Hinblick auf die Umsetzung 

(29) Die Nutzung erneuerbarer 
Kraftstoffe und erneuerbarer Elektrizität im 
Verkehrssektor kann zu einer 
kosteneffizienten Dekarbonisierung des 
Verkehrssektors der Union beitragen und 
unter anderem die Diversifizierung der 
Energieversorgung in diesem Sektor 
unterstützen; gleichzeitig kann sie 
Innovation, Wachstum und Beschäftigung 
in der Wirtschaft der Union fördern und die 
Abhängigkeit von Energieimporten 
verringern. Bei allen umweltpolitischen 
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der von der Union festgelegten höheren 
Zielvorgabe für die 
Treibhausgaseinsparungen sollten alle 
Verkehrsträger in der Union verstärkt mit 
erneuerbaren Energien versorgt werden. 
Wird die Zielvorgabe für den 
Verkehrssektor in Bezug auf die 
Verringerung der Treibhausgasintensität 
formuliert, so würde dies im 
Verkehrssektor dazu anregen, verstärkt die 
kosteneffizientesten und – hinsichtlich der 
Treibhausgaseinsparungen – wirksamsten 
Kraftstoffe zu nutzen. Zudem würde eine 
Zielvorgabe für die Verringerung der 
Treibhausgasintensität zu Innovationen 
führen, und sie wäre ein klarer Maßstab 
für den Vergleich verschiedener 
Kraftstoffarten und erneuerbarer 
Elektrizität im Hinblick auf ihre 
Treibhausgasintensität. Ergänzend würde 
durch eine Anhebung der 
energiebasierten Zielvorgabe für 
fortschrittliche Biokraftstoffe und Biogas 
und durch die Einführung einer 
Zielvorgabe für erneuerbare Kraftstoffe 
nicht biogenen Ursprungs sichergestellt, 
dass für Verkehrsträger, die sich nur 
schwer elektrifizieren lassen, verstärkt 
erneuerbare Kraftstoffe mit möglichst 
geringen Umweltauswirkungen eingesetzt 
werden. Die Umsetzung dieser 
Zielvorgaben sollte durch 
Verpflichtungen für die Kraftstoffanbieter 
sowie durch andere Maßnahmen 
sichergestellt werden, die in der 
[Verordnung (EU) 2021/XXX über die 
Verwendung erneuerbarer und CO2-
armer Kraftstoffe im Seeverkehr – 
„FuelEU Maritime“ und der Verordnung 
(EU) 2021/XXX zur Gewährleistung 
gleicher Wettbewerbsbedingungen für 
einen nachhaltigen Luftverkehr] 
vorgesehen sind. Spezifische 
Verpflichtungen für 
Flugzeugtreibstoffanbieter sollten nur im 
Einklang mit der [Verordnung 
(EU) 2021/XXX zur Gewährleistung 
gleicher Wettbewerbsbedingungen für 
einen nachhaltigen Luftverkehr] festgelegt 

Zielen und Verringerungen der CO2-
Emissionen sollte dafür gesorgt werden, 
dass die Verkehrspolitik zukunftsfähig ist 
und die Widerstandsfähigkeit, Effizienz 
und Wettbewerbsfähigkeit des Sektors 
gefördert wird. Im Hinblick auf die 
Umsetzung der von der Union festgelegten 
höheren Zielvorgabe für die 
Treibhausgaseinsparungen sollten alle 
Verkehrsträger in der Union verstärkt mit 
erneuerbaren Energien versorgt werden. 
Wird die Zielvorgabe für den 
Verkehrssektor in Bezug auf die 
Verringerung der Treibhausgasintensität 
formuliert, so würde dies im 
Verkehrssektor dazu anregen, verstärkt die 
kosteneffizientesten und – hinsichtlich der 
Treibhausgaseinsparungen – wirksamsten 
Kraftstoffe zu nutzen. Die Mitgliedstaaten 
können die Zielvorgabe für die 
Verringerung der 
Treibhausgasemissionen wahlweise durch 
auf Mengen, Energiegehalt oder 
Treibhausgasemissionen ausgerichtete 
Maßnahmen erfüllen, sofern die 
Reduktion der Treibhausgasintensität und 
die Teilziele nachweislich erreicht 
werden. Zudem würde eine Zielvorgabe 
für die Verringerung der 
Treibhausgasintensität zu Innovationen 
führen, und sie wäre ein klarer Maßstab für 
den Vergleich verschiedener 
Kraftstoffarten und erneuerbarer 
Elektrizität im Hinblick auf ihre 
Treibhausgasintensität. Die Umsetzung 
dieser Zielvorgaben sollte durch 
Verpflichtungen für die Kraftstoffanbieter 
sowie durch andere Maßnahmen 
sichergestellt werden, die in der 
[Verordnung (EU) 2021/XXX über die 
Verwendung erneuerbarer und CO2-armer 
Kraftstoffe im Seeverkehr – „FuelEU 
Maritime“ und der Verordnung 
(EU) 2021/XXX zur Gewährleistung 
gleicher Wettbewerbsbedingungen für 
einen nachhaltigen Luftverkehr] 
vorgesehen sind. Spezifische 
Verpflichtungen für 
Flugzeugtreibstoffanbieter sollten nur im 
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werden. Einklang mit der [Verordnung 
(EU) 2021/XXX zur Gewährleistung 
gleicher Wettbewerbsbedingungen für 
einen nachhaltigen Luftverkehr] festgelegt 
werden.

Änderungsantrag 17

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 29 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(29a) Die COVID-19-Pandemie hat die 
strategische Bedeutung des 
Verkehrssektors deutlich gemacht. Die 
Einführung sogenannter „Green Lanes“, 
mit denen sichere Lieferketten für das 
Gesundheitswesen und die Notfalldienste 
bereitgestellt und die Versorgung mit 
lebenswichtigen Nahrungsmitteln sowie 
mit medizinischen und pharmazeutischen 
Erzeugnissen sichergestellt wurden, hat 
sich in der Praxis bewährt und sollte in 
Krisenzeiten künftig Vorrang vor der 
Emissionsreduzierung haben.

Änderungsantrag 18

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 29 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(29b) Die Umsetzung oder der Einbau 
windgestützter Antriebssysteme gilt als 
erneuerbare Energiequelle und eine der 
Dekarbonisierungslösungen für den 
Seeverkehr.

Änderungsantrag 19

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 30
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(30) Die Elektromobilität spielt bei der 
Dekarbonisierung des Verkehrssektors eine 
entscheidende Rolle. Um die weitere 
Entwicklung der Elektromobilität zu 
fördern, sollten die Mitgliedstaaten einen 
Gutschriftmechanismus einführen, der es 
den Betreibern öffentlich zugänglicher 
Ladepunkte ermöglicht, durch die 
Lieferung von erneuerbarem Strom zur 
Erfüllung der Verpflichtungen beizutragen, 
die die Mitgliedstaaten Kraftstoffanbietern 
auferlegt haben. Neben der Förderung der 
Elektromobilität mit einem solchen 
Mechanismus müssen die Mitgliedstaaten 
jedoch auch weiterhin ehrgeizige Ziele für 
die Dekarbonisierung ihres Mix an 
flüssigen Kraftstoffen im Verkehrssektor 
festlegen.

(30) Die Elektromobilität spielt bei der 
Dekarbonisierung des Verkehrssektors eine 
entscheidende Rolle. Um die weitere 
Entwicklung der Elektromobilität bei allen 
Verkehrsträgern zu fördern, sollten die 
Mitgliedstaaten einen 
Gutschriftmechanismus einführen, der es 
den Betreibern öffentlich zugänglicher 
Ladepunkte ermöglicht, durch die 
Lieferung von erneuerbarem Strom und 
Wasserstoff zur Erfüllung der 
Verpflichtungen beizutragen, die die 
Mitgliedstaaten Kraftstoffanbietern 
auferlegt haben. Neben der Förderung der 
Elektromobilität und von grünem 
Wasserstoff mit einem solchen 
Mechanismus müssen die Mitgliedstaaten 
jedoch auch weiterhin ehrgeizige Ziele für 
die Dekarbonisierung ihres Mix an 
flüssigen Kraftstoffen im Verkehrssektor 
festlegen.

Änderungsantrag 20

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 30 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(30a) Diese Richtlinie zielt zwar darauf 
ab, den Anteil der aus erneuerbaren 
Quellen erzeugten Energie zu steigern, 
doch es muss auch anerkannt werden, 
dass zum gegenwärtigen Stand noch 
emissionsarme Kraftstoffe für den 
Übergang zu einem dekarbonisierten 
Verkehrssektor benötigt werden, da 
Kraftstoffe und Strom aus erneuerbaren 
Energiequellen noch nicht bei allen 
Verkehrsträgern die nötige technische 
Reife erreicht haben und noch erhebliche 
Investitionen erforderlich sind, um ihre 
Entwicklung und Erzeugung 
voranzutreiben.
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Änderungsantrag 21

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 30 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(30b) Wasserstoff kann als 
Ausgangsstoff oder als Energiequelle in 
industriellen und chemischen Prozessen 
und im Luft- und Seeverkehr genutzt 
werden, wodurch Wirtschaftszweige 
dekarbonisiert werden, in denen eine 
unmittelbare Elektrifizierung technisch 
nicht möglich oder nicht 
wettbewerbsfähig ist, und er kann dort, 
wo es notwendig ist, für die Speicherung 
von Ausgleichsenergie im Energiesystem 
genutzt werden, weshalb ihm bei der 
Integration der Energiesysteme 
erhebliche Bedeutung zukommt.

Änderungsantrag 22

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 30 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(30c) Sowohl CO2-armer als auch 
erneuerbarer Wasserstoff sollten auf dem 
europäischen Energiemarkt entwickelt 
werden, wobei berücksichtigt werden 
muss, dass sich ihr Infrastruktur- und 
Investitionsbedarf unterscheidet, sodass 
dem Bedarf an Investitionen Vorrang 
eingeräumt werden muss, die die 
Erzeugung erneuerbarer Energie schnell 
genug vorantreiben, um die Klimaziele 
und die Umweltziele der Union für 2030 
und 2050 zu erreichen, wobei CO2-armer 
Wasserstoff kurzfristig als 
Brückentechnologie genutzt werden 
sollte. Die Kommission sollte daher 
prüfen, wie viel CO2-armer Wasserstoff in 
welchen Fällen und für welchen Zeitraum 
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für Dekarbonisierungszwecke benötigt 
wird, bis ausschließlich erneuerbarer 
Wasserstoff an dessen Stelle treten kann. 
Darüber hinaus sollten die Kommission 
und die Mitgliedstaaten rechtliche und 
wirtschaftliche Hindernisse abbauen, um 
die rasche Markteinführung von 
erneuerbarem Wasserstoff 
voranzubringen.

Änderungsantrag 23

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 30 d (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(30d) Der Rechtsrahmen der Union und 
die Initiativen zur Erreichung der Ziele, 
die Treibhausgasemissionen zu 
reduzieren, sollten die Industrie bei der 
Umstellung auf ein nachhaltigeres 
europäisches Energiesystem unterstützen, 
insbesondere bei der Festlegung neuer 
Zielvorgaben und Produktionsschwellen.

Änderungsantrag 24

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 31

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(31) Die Maßnahmen der Union im 
Bereich der erneuerbaren Energien sollen 
dazu beitragen, die Klimaschutzziele der 
Europäischen Union in Bezug auf die 
Verringerung der Treibhausgasemissionen 
zu erreichen. Dabei ist es unabdingbar, zu 
breiter gefassten Umweltzielen 
beizutragen, insbesondere was die 
Prävention eines weiteren Verlusts an 
Biodiversität betrifft, der durch indirekte 
Landnutzungsänderungen für die 
Erzeugung bestimmter Biokraftstoffe, 
flüssiger Biobrennstoffe und Biomasse-

(31) Die Maßnahmen der Union im 
Bereich der erneuerbaren Energien sollen 
dazu beitragen, die Klimaschutzziele der 
Europäischen Union in Bezug auf die 
Verringerung der Treibhausgasemissionen 
zu erreichen. Dabei ist es unabdingbar, 
durch eine strikte Durchsetzung von 
Nachhaltigkeitskriterien zu breiter 
gefassten Umweltzielen beizutragen. 
Nachhaltige Biokraftstoffe, flüssige 
Biobrennstoffe und Kraftstoffe aus 
Biomasse, die gleichzeitig wertvolles 
Eiweiß für den tierischen und 
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Brennstoffe verschärft wird. Der Beitrag 
zu diesen Klima- und Umweltzielen ist seit 
Langem ein großes 
generationenübergreifendes Anliegen der 
Menschen und Gesetzgebungsorgane in 
der Union. Die Änderungen der Art und 
Weise, in der die Zielvorgabe für den 
Verkehrssektor berechnet wird, sollten 
daher die Grenzwerte unberührt lassen, 
die für die Anrechnung auf die 
Zielvorgabe für bestimmte aus Nahrungs- 
und Futtermittelpflanzen gewonnene 
Brennstoffe sowie für Brennstoffe mit 
hohem Risiko indirekter 
Landnutzungsänderungen festgelegt 
wurden. Um keine Anreize für die 
Nutzung von aus Nahrungs- und 
Futtermittelpflanzen gewonnenen 
Biokraftstoffen und Biogasen im 
Verkehrssektor zu schaffen, sollten die 
Mitgliedstaaten darüber hinaus auch 
weiterhin entscheiden können, ob sie 
diese hinsichtlich der Zielvorgabe für den 
Verkehrssektor anrechnen oder nicht. 
Wenn sie sie nicht anrechnen, können sie 
die Zielvorgabe für die 
Treibhausgasintensität entsprechend 
verringern, wobei angenommen wird, 
dass durch die aus Nahrungs- und 
Futtermittelpflanzen hergestellten 
Biokraftstoffe 50 % der 
Treibhausgasemissionen eingespart 
werden; dies entspricht den üblichen 
Werten, die in einem Anhang dieser 
Richtlinie für die 
Treibhausgaseinsparungen in Bezug auf 
die relevantesten Produktionswege für 
aus Nahrungs- und Futtermittelpflanzen 
hergestellte Biokraftstoffe aufgeführt 
sind, sowie der für die meisten Anlagen 
zur Herstellung dieser Biokraftstoffe 
geltenden Mindestschwelle für die 
Einsparungen.

menschlichen Verzehr liefern und die 
keine Entwaldung erfordern, sollten ein 
Baustein für die Dekarbonisierung des 
Verkehrssektors sein, wobei angemessene 
Grenzen zu berücksichtigen sind, damit 
unerwünschte negative Auswirkungen auf 
die Verfügbarkeit von Nahrungs- und 
Futtermittelressourcen verhindert werden. 
Die Mitgliedstaaten sollten bei der 
Verwendung dieser nachhaltigen 
Kraftstoffe, flüssigen Biobrennstoffe und 
Kraftstoffe aus Biomasse einander 
gleichgestellt werden, um ein höheres 
Niveau an Treibhausgaseinsparungen zu 
erreichen. Die Mitgliedstaaten sollten im 
Fall schwerwiegender Störungen auf den 
Lebensmittelmärkten rasch Maßnahmen 
ergreifen, um die weltweite 
Ernährungssicherheit zu bewahren, etwa 
Maßnahmen zur Aussetzung der 
Produktion und Beimischung von 
Biokraftstoffen auf Pflanzenbasis.

Änderungsantrag 25
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Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 31 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(31a) Die Treibhausgasemissionen von 
Kraftstoffen werden nach wie vor mithilfe 
eines ausgefeilten Verfahrens zur 
Lebenszyklusanalyse gemessen. Bei 
diesem Verfahren können jedoch nur die 
Emissionen berücksichtigt werden, die mit 
der Herstellung der Kraftstoffe direkt 
verbunden sind. Indirekte Emissionen aus 
der Verwendung von Abfall oder 
Rückständen sollten bei der 
Lebenszyklusanalyse nicht berücksichtigt 
werden, da Schätzungen dieser indirekten 
Emissionen mit einer hohen Unsicherheit 
verbunden und somit für die Anwendung 
in Rechtsvorschriften ungeeignet sind.

Änderungsantrag 26

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 32

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(32) Bezieht sich die Zielvorgabe für 
den Verkehrssektor auf die Reduzierung 
der Treibhausgasintensität, entfällt auch die 
Notwendigkeit, zur Förderung bestimmter 
erneuerbarer Energiequellen 
Multiplikatoren anzuwenden. 
Unterschiedliche Quellen erneuerbarer 
Energie sind mit unterschiedlichen 
Einsparungen an Treibhausgasemissionen 
verbunden und tragen daher in 
unterschiedlichem Maß zu einer 
Zielvorgabe bei. Es sollte angenommen 
werden, dass erneuerbare Elektrizität 
keine Emissionen aufweist, sodass im 
Vergleich zu Elektrizität aus fossilen 
Brennstoffen 100 % der Emissionen 
eingespart werden. Dadurch werden 
Anreize für die Nutzung von 
erneuerbarem Strom geschaffen, da mit 
erneuerbaren Kraftstoffen und 

(32) Bezieht sich die Zielvorgabe für 
den Verkehrssektor auf die Reduzierung 
der Treibhausgasintensität, entfällt auch die 
Notwendigkeit, zur Förderung bestimmter 
erneuerbarer Energiequellen 
Multiplikatoren anzuwenden. 
Unterschiedliche Quellen erneuerbarer 
Energie sind mit unterschiedlichen 
Einsparungen an Treibhausgasemissionen 
verbunden und tragen daher in 
unterschiedlichem Maß zu der Zielvorgabe 
bei. Daher ist es von wesentlicher 
Bedeutung, dass die Berechnung der 
Treibhausgaseinsparung jedes Kraftstoffs 
gültig ist und mit den jüngsten 
wissenschaftlichen Erkenntnissen im 
Einklang steht.
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wiederverwerteten kohlenstoffhaltigen 
Kraftstoffen solch hohe Einsparungen 
nicht erreicht werden dürften. Eine auf 
erneuerbare Energien gestützte 
Elektrifizierung wäre somit die 
effizienteste Art und Weise der 
Dekarbonisierung des Straßenverkehrs. 
Zur Förderung der Nutzung von 
fortschrittlichen Biokraftstoffen und 
Biogas sowie von erneuerbaren 
Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs in 
den Bereichen Luftverkehr und 
Seeschifffahrt, die schwer zu 
elektrifizieren sind, ist es darüber hinaus 
angezeigt, den Multiplikator hinsichtlich 
der spezifischen Zielvorgaben für die 
Kraftstoffe in diesen Sektoren 
beizubehalten.

Änderungsantrag 27

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 33

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(33) Durch die direkte Elektrifizierung 
von Endverbrauchssektoren 
einschließlich des Verkehrssektors wird 
die Effizienz erhöht und der Übergang zu 
einem auf erneuerbare Energien 
gestützten Energiesystem gefördert. Sie ist 
daher per se ein wirksames Mittel zur 
Verringerung der Treibhausgasemissionen. 
Es ist folglich nicht erforderlich, speziell 
für die Versorgung von 
Elektrofahrzeugen im Verkehrssektor 
einen Rahmen für die Zusätzlichkeit zu 
schaffen.

(33) Durch die Anhebung der 
Zielvorgabe für Energie aus 
erneuerbaren Quellen von 32 % auf 40 % 
in der gesamten EU wird der Übergang zu 
einem Energiesystem, das auf 
erneuerbaren Energieträgern beruht, 
erleichtert. Sie ist daher per se ein 
wirksames Mittel zur Verringerung der 
Treibhausgasemissionen. Es ist folglich 
nicht erforderlich, speziell für Energie aus 
erneuerbaren Quellen einen Rahmen für 
die Zusätzlichkeit zu schaffen.

Änderungsantrag 28

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 34
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(34) Da erneuerbare Brennstoffe nicht 
biogenen Ursprungs unabhängig vom 
Sektor, in dem sie verbraucht werden, als 
erneuerbare Energien anzurechnen sind, 
sollten die Regeln für die Ermittlung, ob es 
sich bei mit Strom hergestellten 
Brennstoffen um erneuerbare Brennstoffe 
handelt, die bisher für diese Brennstoffe 
nur bei ihrem Verbrauch im 
Verkehrssektor galten, unabhängig vom 
Verbrauchssektor auf alle erneuerbaren 
Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs 
angewandt werden.

(34) Da erneuerbare Brennstoffe nicht 
biogenen Ursprungs unabhängig vom 
Sektor, in dem sie verbraucht werden, als 
erneuerbare Energien anzurechnen sind, 
sollten die Regeln für die Ermittlung, ob es 
sich bei mit Strom hergestellten 
Brennstoffen um erneuerbare Brennstoffe 
handelt, die bisher für diese Brennstoffe 
nur bei ihrem Verbrauch im 
Verkehrssektor galten, unabhängig vom 
Verbrauchssektor auf alle erneuerbaren 
Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs 
angewandt werden. Da erneuerbare 
Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs 
möglicherweise in einem anderen Land 
erzeugt werden als dem, in dem sie 
verbraucht werden, muss ein 
Mechanismus zur gemeinsamen Nutzung 
vereinbart werden, damit beide Länder 
von der erzeugten erneuerbaren Energie 
profitieren.

Änderungsantrag 29

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 35

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(35) Zur Steigerung der 
Umweltwirksamkeit der Unionskriterien 
für die Nachhaltigkeit und für 
Treibhausgaseinsparungen bei festen 
Biomasse-Brennstoffen in Anlagen zur 
Wärme-, Strom- und Kälteversorgung 
sollte der untere Schwellenwert für die 
Anwendbarkeit dieser Kriterien von derzeit 
20 MW auf 5 MW gesenkt werden.

(35) Zur Sicherstellung eines 
kohärenten Konzepts für die Steigerung 
der Umweltwirksamkeit der 
Unionskriterien für die Nachhaltigkeit und 
für Treibhausgaseinsparungen bei festen 
Biomasse-Brennstoffen in Anlagen zur 
Wärme-, Strom- und Kälteversorgung 
sollte der untere Schwellenwert für die 
Anwendbarkeit dieser Kriterien dem 
Schwellenwert des EHS von derzeit 
20 MW entsprechen.

Änderungsantrag 30
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Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 36

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(36) Mit der Richtlinie (EU) 2018/2001 
wurde der Rahmen für die Nachhaltigkeit 
von Bioenergie und die 
Treibhausgaseinsparungen durch die 
Festlegung von Kriterien für alle 
Endverbrauchssektoren gestärkt. Sie 
enthält spezifische Bestimmungen für 
Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe und 
Biomasse-Brennstoffe aus 
forstwirtschaftlicher Biomasse, die 
Anforderungen an die Nachhaltigkeit der 
Erntetätigkeiten und die Verbuchung der 
mit Landnutzungsänderungen verbundenen 
Emissionen umfassen. Um für einen 
besseren Schutz von Lebensräumen mit 
besonders ausgeprägter Biodiversität und 
einem besonders hohen 
Kohlenstoffbestand zu sorgen, wie z. B. 
Primärwäldern und Wäldern mit großer 
biologischer Vielfalt, Grasland und 
Torfmooren, sollten – im Einklang mit 
dem Konzept für Biokraftstoffe, flüssige 
Biobrennstoffe und aus 
landwirtschaftlicher Biomasse produzierte 
Biomasse-Brennstoffe – Ausschlüsse und 
Beschränkungen für die Gewinnung 
forstwirtschaftlicher Biomasse aus 
solchen Gebieten vorgesehen werden. 
Zudem sollten die Kriterien für 
Treibhausgaseinsparungen auch auf 
bestehende Biomasse-Anlagen angewandt 
werden, um sicherzustellen, dass die 
Bioenergie-Erzeugung in all diesen 
Anlagen gegenüber der 
Energieerzeugung aus fossilen 
Brennstoffen zu 
Treibhausgaseinsparungen führt.

(36) Mit der Richtlinie (EU) 2018/2001 
wurde der Rahmen für die Nachhaltigkeit 
von Bioenergie und die 
Treibhausgaseinsparungen durch die 
Festlegung von Kriterien für alle 
Endverbrauchssektoren gestärkt. Sie 
enthält spezifische Bestimmungen für 
Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe und 
Biomasse-Brennstoffe aus 
forstwirtschaftlicher Biomasse, die 
Anforderungen an die Nachhaltigkeit der 
Erntetätigkeiten und die Verbuchung der 
mit Landnutzungsänderungen verbundenen 
Emissionen umfassen. Um sicherzustellen, 
dass diese Vorschriften wie beabsichtigt 
funktionieren, sind eine kohärente 
Anwendung und eine strikte 
Überwachung und Durchsetzung von 
wesentlicher Bedeutung. Die 
Mitgliedstaaten sollten erforderlichenfalls 
dafür sorgen, dass dem Prinzip der 
Kaskadennutzung in ihren nationalen 
Rechtsvorschriften, Leitlinien und 
Regelungen Rechnung getragen wird.

Änderungsantrag 31

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 37
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(37) Zur Verringerung des 
Verwaltungsaufwands für die Erzeuger 
erneuerbarer Brennstoffe und 
wiederverwerteter kohlenstoffhaltiger 
Kraftstoffe und für Mitgliedstaaten, für die 
die Kommission in einem 
Durchführungsrechtsakt anerkannt hat, 
dass freiwillige oder nationale Regelungen 
Nachweise oder genaue Daten hinsichtlich 
der Einhaltung von Kriterien für die 
Nachhaltigkeit oder 
Treibhausgaseinsparungen und anderer 
Anforderungen dieser Richtlinie liefern, 
sollten die Mitgliedstaaten die Ergebnisse 
einer Zertifizierung im Rahmen dieser 
Regelungen akzeptieren, soweit sie von der 
Kommission anerkannt wurden. Um den 
Aufwand für kleine Anlagen zu verringern, 
sollten die Mitgliedstaaten für Anlagen mit 
einer Leistung zwischen 5 und 10 MW 
einen vereinfachten 
Überprüfungsmechanismus einführen.

(37) Zur Verringerung des 
Verwaltungsaufwands für die Erzeuger 
erneuerbarer Brennstoffe und 
wiederverwerteter kohlenstoffhaltiger 
Kraftstoffe und für Mitgliedstaaten, für die 
die Kommission in einem 
Durchführungsrechtsakt anerkannt hat, 
dass freiwillige oder nationale Regelungen 
Nachweise oder genaue Daten hinsichtlich 
der Einhaltung von Kriterien für die 
Nachhaltigkeit oder 
Treibhausgaseinsparungen und anderer 
Anforderungen dieser Richtlinie liefern, 
sollten die Mitgliedstaaten die Ergebnisse 
einer Zertifizierung im Rahmen dieser 
Regelungen akzeptieren, soweit sie von der 
Kommission anerkannt wurden. Um den 
Aufwand für kleine Anlagen zu verringern, 
sollten die Mitgliedstaaten für Anlagen mit 
einer Leistung zwischen 5 und 20 MW 
einen vereinfachten 
Überprüfungsmechanismus einführen.

Änderungsantrag 32

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 38

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(38) Die von der Kommission 
einzurichtende Unionsdatenbank soll die 
Rückverfolgung flüssiger und gasförmiger 
erneuerbarer Brennstoffe und 
wiederverwerteter kohlenstoffhaltiger 
Kraftstoffe ermöglichen. Sie sollte nicht 
nur den Verkehrssektor umfassen, sondern 
auch alle weiteren Endverbrauchssektoren, 
die diese Brennstoffe nutzen. Dies sollte 
einen entscheidenden Beitrag zu einer 
umfassenden Überwachung der 
Herstellung und des Verbrauchs dieser 
Brennstoffe leisten und die Risiken einer 
doppelten Verbuchung oder sonstiger 
Unregelmäßigkeiten entlang der von der 

(38) Die von der Kommission 
einzurichtende Unionsdatenbank soll die 
Rückverfolgung fester, flüssiger und 
gasförmiger erneuerbarer Brennstoffe und 
wiederverwerteter kohlenstoffhaltiger 
Kraftstoffe ermöglichen. Sie sollte nicht 
nur den Verkehrssektor umfassen, sondern 
auch alle weiteren Endverbrauchssektoren, 
die diese Brennstoffe nutzen. Dies sollte 
einen entscheidenden Beitrag zu einer 
umfassenden Überwachung der 
Herstellung und des Verbrauchs dieser 
Brennstoffe leisten und die Risiken einer 
doppelten Verbuchung oder sonstiger 
Unregelmäßigkeiten entlang der von der 
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Unionsdatenbank erfassten Lieferketten 
verringern. Um das Risiko einer doppelten 
Anrechnung desselben erneuerbaren Gases 
zu vermeiden, sollten Herkunftsnachweise 
bei Lieferungen von erneuerbaren Gasen, 
die in der Datenbank registriert sind, 
zudem entwertet werden.

Unionsdatenbank erfassten Lieferketten 
verringern. Um das Risiko einer doppelten 
Anrechnung desselben erneuerbaren Gases 
zu vermeiden, sollten Herkunftsnachweise 
bei Lieferungen von erneuerbaren Gasen, 
die in der Datenbank registriert sind, 
zudem entwertet werden. Diese Datenbank 
sollte in offener, transparenter und 
benutzerfreundlicher Form öffentlich 
zugänglich gemacht werden. Die 
Kommission sollte für die breite 
Öffentlichkeit Jahresberichte über die in 
der Unionsdatenbank verzeichneten 
Informationen veröffentlichen, auch in 
Bezug auf die Mengen und die 
geografische Herkunft der Biokraftstoffe, 
flüssigen Biobrennstoffe und Biomasse-
Brennstoffe sowie die Art der für sie 
verwendeten Rohstoffe, aufgeschlüsselt 
nach Kraftstofflieferant und 
Mitgliedstaat.

Änderungsantrag 33

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 40

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(40) Der Anwendungsbereich der 
Richtlinie 98/70/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates17 sollte geändert 
und an die Richtlinie (EU) 2018/2001 
angepasst werden, um Doppelregelungen 
hinsichtlich der Ziele für die 
Dekarbonisierung von Kraftstoffen im 
Verkehrssektor zu vermeiden.

(Betrifft nicht die deutsche Fassung.)  

__________________  
17 Richtlinie 98/70/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 13. Oktober 
1998 über die Qualität von Otto- und 
Dieselkraftstoffen und zur Änderung der 
Richtlinie 93/12/EWG des Rates (ABl. 
L 350 vom 28.12.1998, S. 58).
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Änderungsantrag 34

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 40 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(40a) Es ist auch notwendig, die 
Forschung und Innovation im Bereich 
sauberer Energien wie Wasserstoff zu 
fördern, um die steigende Nachfrage nach 
alternativen Kraftstoffen zu befriedigen 
und vor allem Energie auf den Markt zu 
bringen, deren Gestehungskosten 
niedriger sind als die von fossilen 
Brennstoffen wie Diesel, Heizöl oder 
Benzin, deren Preise derzeit Höchststände 
erreichen. 

Änderungsantrag 35

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 40 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(40b) Brennstoffe verfügen über ein 
erhebliches Potenzial zur Verringerung 
des Schadstoff- und CO2-Ausstoßes neuer 
Fahrzeuge sowie der bestehenden Flotte. 
Die Richtlinie 98/70/EG wurde seit 2009 
nicht aktualisiert und muss auch im 
Lichte der Einführung der neuen 
Abgasnorm Euro 7/VII überarbeitet 
werden.

Änderungsantrag 36

Vorschlag für eine Richtlinie
Erwägung 47 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(47a) Herkunftsnachweise, die derzeit 
für erneuerbare Elektrizität vorgesehen 
sind, sollten auch auf erneuerbare oder 
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kohlenstoffarme Energiequellen 
ausgeweitet werden. Die Mitgliedstaaten 
sollten die Möglichkeit haben, das System 
der Herkunftsnachweise auch auf 
Energie aus nicht erneuerbaren Quellen 
auszudehnen, die nicht in die Kategorie 
kohlenstoffarme Energiequellen fallen. 
Dies würde eine einheitliche 
Nachweisführung für die Herkunft von 
Gas aus erneuerbaren Quellen wie 
Biomethan gegenüber dem Verbraucher 
ermöglichen und einen intensiveren 
länderübergreifenden Handel mit diesem 
Gas erleichtern. Ferner würde die 
Einführung von Herkunftsnachweisen 
für andere erneuerbare und 
kohlenstoffarme Gase wie Wasserstoff 
ermöglicht.

Änderungsantrag 37

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 1 – Buchstabe a a (neu)
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 2 – Absatz 2 – Nummer 1

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

1. „Energie aus erneuerbaren Quellen“ 
oder „erneuerbare Energie“ Energie aus 
erneuerbaren, nichtfossilen Energiequellen, 
das heißt Wind, Sonne (Solarthermie und 
Photovoltaik), geothermische Energie, 
Umgebungsenergie, Gezeiten-, Wellen- 
und sonstige Meeresenergie, Wasserkraft, 
und Energie aus Biomasse, Deponiegas, 
Klärgas und Biogas;

1. „Energie aus erneuerbaren Quellen“ 
oder „erneuerbare Energie“ Energie aus 
erneuerbaren, nichtfossilen Energiequellen, 
das heißt Wind (windgestützte 
Antriebssysteme und Windantriebe), 
Sonne (Solarthermie und Photovoltaik), 
geothermische Energie, 
Salzgradientenenergie, 
Umgebungsenergie, Gezeiten-, Wellen- 
und sonstige Meeresenergie, Wasserkraft, 
und Energie aus Biomasse, Deponiegas, 
Klärgas und Biogas;

Änderungsantrag 38

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 1 – Buchstabe c – Ziffer i (neu)
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Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 2 – Absatz 2 – Nummer 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. „Salzgradientenenergie“ Energie, 
die auf natürliche Weise durch den 
Unterschied im Salzgehalt zwischen zwei 
Flüssigkeiten, gewöhnlich Süßwasser und 
Salzwasser, erzeugt wird;

Änderungsantrag 39

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 1 – Buchstabe c – Ziffer ii (neu)
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 2 – Absatz 2 – Nummer 3 b (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3b. „innovative Technologie im 
Bereich der erneuerbaren Energie“ eine 
Technologie, durch die eine oder mehrere 
vergleichbare, auf dem Stand der Technik 
befindliche Technologien im Bereich der 
erneuerbaren Energie in mindestens einer 
Hinsicht verbessert werden können oder 
durch die eine bisher nicht genutzte 
erneuerbare Energiequelle erschlossen 
werden kann;

Änderungsantrag 40

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 1 – Buchstabe c – Ziffer iii (neu)
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 2 – Absatz 2 – Nummer 3 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3c. „windgestütztes Antriebssystem“ 
oder „Windantrieb“ eine Antriebstechnik, 
bei der der Antrieb von Schiffen jeder Art 
primär oder hilfsweise durch Windenergie 
unterstützt wird;
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Änderungsantrag 41

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 1 – Buchstabe a a (neu)
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 2 – Absatz 2 – Nummer 12

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

aa) Artikel 2 Absatz 2 Ziffer 12 erhält 
folgende Fassung:

12. „Herkunftsnachweis“ ein 
elektronisches Dokument, das 
ausschließlich als Nachweis gegenüber 
einem Endkunden dafür dient, dass ein 
bestimmter Anteil oder eine bestimmte 
Menge an Energie aus erneuerbaren 
Quellen produziert wurde;

12. „Herkunftsnachweis“ ein 
elektronisches Dokument, das 
ausschließlich als Nachweis gegenüber 
einem Endkunden dafür dient, dass ein 
bestimmter Anteil oder eine bestimmte 
Menge an Energie aus erneuerbaren bzw. 
kohlenstoffarmen Quellen produziert 
wurde;

Änderungsantrag 42

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 1 – Buchstabe a
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 2 – Absatz 2– Nummer 36 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

36a. „kohlenstoffarme Kraftstoffe“ 
flüssige und gasförmige Kraftstoffe, mit 
denen im Vergleich zu konventionellen 
flüssigen oder gasförmigen fossilen 
Kraftstoffen mindestens 70 % der 
Treibhausgasemissionen eingespart 
werden;

Änderungsantrag 43

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 1 – Buchstabe b a (neu)
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 2 – Absatz 2 – Nummer 36 b (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

36b. „direkte Abscheidung aus der 
Luft“ das Verfahren, bei dem CO2 für die 
Herstellung erneuerbarer Brennstoffe 
nicht biogenen Ursprungs oder anderer 
nicht biogener Materialien aus der 
Umgebungsluft abgeschieden wird;

Änderungsantrag 44

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 1 – Buchstabe c a (neu)
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 2 – Absatz 2 – Nummer 36 c (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

36c. „erneuerbarer Wasserstoff“ aus 
Biorohstoffen erzeugten Wasserstoff, der 
mit den Nachhaltigkeitskriterien nach 
Artikel 29 im Einklang steht;

Änderungsantrag 45

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 2 – Buchstabe a
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 3 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten sorgen gemeinsam 
dafür, dass die jährliche 
Biomethanproduktion bis spätestens 2030 
mindestens 35 Milliarden Kubikmeter 
beträgt.

Änderungsantrag 46

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 2 – Buchstabe a
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 3 – Absatz 1 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1a) Jeder Mitgliedstaat setzt ferner als 
indikative Mindestzielvorgabe fest, dass 
3 % der von ihm zwischen 2020 und 2030 
installierten Gesamtkapazität auf 
innovative Technologie im Bereich der 
erneuerbaren Energie entfallen soll.

Änderungsantrag 47

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 2 – Buchstabe b
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 3 – Absatz 3 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Die Mitgliedstaaten treffen 
Maßnahmen, um sicherzustellen, dass 
Energie aus Biomasse auf eine Weise 
erzeugt wird, bei der übermäßige 
verzerrende Wirkungen auf den Biomasse-
Rohstoffmarkt sowie schädliche 
Auswirkungen auf die Biodiversität 
minimiert werden. Im Hinblick darauf 
berücksichtigen sie die Abfallhierarchie 
gemäß Artikel 4 der Richtlinie 2008/98/EG 
und das Prinzip der Kaskadennutzung 
gemäß Unterabsatz 3.

(3) Die Mitgliedstaaten treffen in ihren 
Förderregelungen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass Energie aus Biomasse 
auf eine Weise erzeugt wird, bei der 
übermäßige verzerrende Wirkungen auf 
den Biomasse-Rohstoffmarkt sowie 
schädliche Auswirkungen auf die 
Biodiversität minimiert werden. Die 
Mitgliedstaaten berücksichtigen in ihren 
nationalen Rechtsvorschriften, Leitlinien 
und Regelungen die Abfallhierarchie 
gemäß Artikel 4 der Richtlinie 2008/98/EG 
und das Prinzip der Kaskadennutzung 
gemäß Unterabsatz 3.

Änderungsantrag 48

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 2 – Buchstabe b
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 3 – Absatz 3 – Unterabsatz 2 – Ziffer i

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

i) die Nutzung von Säge- und 
Furnierrundholz sowie von Stümpfen und 
Wurzeln für die Energieerzeugung;

i) die Nutzung von Säge- und 
Furnierrundholz;
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Änderungsantrag 49

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 2 – Buchstabe b
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 3 – Absatz 3 – Unterabsatz 2 – Ziffer iii

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

iii) Praktiken, die nicht mit dem in 
Unterabsatz 3 genannten delegierten 
Rechtsakt im Einklang stehen.

entfällt

Änderungsantrag 50

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 2 – Buchstabe b
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 3 – Absatz 3 – Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Spätestens ein Jahr nach [dem Inkrafttreten 
dieser Änderungsrichtlinie] erlässt die 
Kommission im Einklang mit Artikel 35 
einen delegierten Rechtsakt über die 
Anwendung des Prinzips der 
Kaskadennutzung auf Biomasse, 
insbesondere in Bezug auf die 
Minimierung der Nutzung von 
hochwertigem Rundholz für die 
Energieerzeugung, wobei 
Förderregelungen einen Schwerpunkt 
bilden und nationale Besonderheiten 
angemessen zu berücksichtigen sind.

Spätestens ein Jahr nach [dem Inkrafttreten 
dieser Änderungsrichtlinie] teilen die 
Mitgliedstaaten der Kommission mit, wie 
sie das Prinzip der Kaskadennutzung auf 
Biomasse anwenden, insbesondere in 
Bezug auf die Minimierung der Nutzung 
von hochwertigem Rundholz für die 
Energieerzeugung, wobei 
Förderregelungen einen Schwerpunkt 
bilden und nationale Besonderheiten 
angemessen zu berücksichtigen sind.

Änderungsantrag 51

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 2 – Buchstabe b
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 3 – Absatz 3 – Unterabsatz 4
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission legt bis 2026 einen 
Bericht über die Auswirkungen der 
Förderregelungen der Mitgliedstaaten für 
Biomasse vor, auch in Bezug auf die 
Biodiversität und mögliche 
Marktverzerrungen, und bewertet die 
Möglichkeit weiterer Beschränkungen für 
Förderregelungen für forstwirtschaftliche 
Biomasse.

Die Kommission legt bis 2026 einen 
Bericht über die Auswirkungen der 
Förderregelungen der Mitgliedstaaten für 
Biomasse vor, auch in Bezug auf mögliche 
Marktverzerrungen und mögliche 
Auswirkungen auf die Biodiversität.

Änderungsantrag 52

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 2 a (neu)
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 5 – Absatz 5

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

2a. Artikel 5 wird wie folgt geändert:
a) Absatz 5 erhält folgende Fassung:

(5) Bis 2023 führt die Kommission 
eine Bewertung der Umsetzung dieses 
Artikels durch. Dabei beurteilt sie, ob die 
Mitgliedstaaten verpflichtet werden 
müssen, ihre Förderregelungen für 
Elektrizität aus erneuerbaren Quellen 
teilweise für die Teilnahme von in anderen 
Mitgliedstaaten ansässige Produzenten zu 
öffnen, mit dem Ziel einer Öffnung im 
Umfang von 5 % bis 2025 und 10 % bis 
2030.

„(5) Bis 2025 führt die Kommission 
eine Bewertung der Umsetzung dieses 
Artikels durch. Dabei beurteilt sie, ob die 
Mitgliedstaaten verpflichtet werden 
müssen, ihre Förderregelungen für 
Elektrizität aus erneuerbaren Quellen 
teilweise für die Teilnahme von in anderen 
Mitgliedstaaten ansässige Produzenten zu 
öffnen, mit dem Ziel einer Öffnung im 
Umfang von 5 % bis 2025 und 10 % bis 
2030.

Änderungsantrag 53

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 3 – Buchstabe a
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 7 – Absatz 1 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Für die Zwecke der Berechnung des Für die Zwecke der Berechnung des 
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Anteils von Energie aus erneuerbaren 
Quellen am Bruttoendenergieverbrauch 
nach Unterabsatz 1 Buchstaben a, b oder c 
werden Gas und Elektrizität aus 
erneuerbaren Quellen nur einmal 
berücksichtigt. Aus erneuerbaren 
Brennstoffen nicht biogenen Ursprungs 
erzeugte Energie wird in dem Sektor 
angerechnet, in dem sie verbraucht wird, 
d. h. Stromversorgung, Wärme- und 
Kälteversorgung oder Verkehr.

Anteils von Energie aus erneuerbaren 
Quellen am Bruttoendenergieverbrauch 
nach Unterabsatz 1 Buchstaben a, b oder c 
werden Gas, Elektrizität und Wasserstoff 
aus erneuerbaren Quellen nur einmal 
berücksichtigt. Aus erneuerbaren 
Brennstoffen nicht biogenen Ursprungs 
erzeugte Energie wird in dem Sektor 
angerechnet, in dem sie verbraucht wird, 
d. h. Stromversorgung, Wärme- und 
Kälteversorgung oder Verkehr.

Änderungsantrag 54

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 4 – Buchstabe a
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 9 – Absatz 1 a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1a) Bis zum 31. Dezember 2025 
vereinbart jeder Mitgliedstaat mit 
mindestens einem weiteren Mitgliedstaat, 
mindestens ein gemeinsames Projekt zur 
Erzeugung erneuerbarer Energie 
einzuleiten. Diese Vereinbarungen sind der 
Kommission einschließlich des Datums, an 
dem mit der Arbeitsaufnahme zu rechnen 
ist, mitzuteilen. Diese Verpflichtung kann 
von den beteiligten Mitgliedstaaten durch 
Projekte erfüllt werden, die über nationale 
Beiträge im Rahmen des mit der 
Durchführungsverordnung (EU) 2020/1294 
der Kommission25 eingerichteten 
Finanzierungsmechanismus der Union für 
erneuerbare Energie finanziert werden.

(1a) Bis zum 31. Dezember 2025 
vereinbart jeder Mitgliedstaat mit 
mindestens einem weiteren Mitgliedstaat, 
mindestens ein gemeinsames Onshore-
Projekt zur Erzeugung erneuerbarer 
Energie einzuleiten. Bis zum 31. Dezember 
2030 leiten Küstenmitgliedstaaten mit 
einem jährlichen Stromverbrauch von 
mehr als 100 TWh mit mindestens einem 
weiteren Mitgliedstaat ein gemeinsames 
Offshore-Projekt zur Erzeugung 
erneuerbarer Energie ein. Diese 
Vereinbarungen sind der Kommission 
einschließlich des Datums, an dem mit der 
Arbeitsaufnahme zu rechnen ist, 
mitzuteilen. Diese Verpflichtung kann von 
den beteiligten Mitgliedstaaten durch 
Projekte erfüllt werden, die über nationale 
Beiträge im Rahmen des mit der 
Durchführungsverordnung (EU) 2020/1294 
der Kommission25 eingerichteten 
Finanzierungsmechanismus der Union für 
erneuerbare Energie finanziert werden.

__________________ __________________
25 Durchführungsverordnung 
(EU) 2020/1294 der Kommission vom 

25 Durchführungsverordnung 
(EU) 2020/1294 der Kommission vom 
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15. September 2020 über den 
Finanzierungsmechanismus der Union für 
erneuerbare Energie (ABl. L 303 vom 
17.9.2020, S. 1).

15. September 2020 über den 
Finanzierungsmechanismus der Union für 
erneuerbare Energie (ABl. L 303 vom 
17.9.2020, S. 1).

Änderungsantrag 55

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 4 – Buchstabe b
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 9 – Absatz 7 a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(7a) An ein Meeresbecken grenzende 
Mitgliedstaaten arbeiten zusammen, um 
gemeinsam die Menge an erneuerbarer 
Offshore-Energie zu bestimmen, die sie in 
diesem Meeresbecken bis spätestens 2050 
zu erzeugen planen, wobei für 2030 und 
2040 Zwischenziele anzugeben sind. Sie 
berücksichtigen dabei die Besonderheiten 
und die Entwicklung in jeder Region, das 
Potenzial für erneuerbare Offshore-Energie 
des Meeresbeckens und die Notwendigkeit, 
für die damit verbundene integrierte 
Netzplanung zu sorgen. Die 
Mitgliedstaaten geben diese Menge in 
ihren aktualisierten integrierten nationalen 
Energie- und Klimaplänen gemäß 
Artikel 14 der Verordnung (EU) 2018/1999 
an.

(7a) An ein Meeresbecken grenzende 
Mitgliedstaaten arbeiten zusammen, um 
gemeinsam die maritime Raumplanung 
und die Menge an erneuerbarer Offshore-
Energie zu bestimmen, die sie in diesem 
Meeresbecken bis spätestens 2050 zu 
erzeugen planen, wobei für 2030 und 2040 
detaillierte Zwischenziele anzugeben sind. 
Sie berücksichtigen dabei die 
Besonderheiten und die Entwicklung in 
jeder Region, das Potenzial für erneuerbare 
Offshore-Energie des Meeresbeckens und 
die Notwendigkeit, für die damit 
verbundene integrierte Netzplanung zu 
sorgen. Die Pläne für die Einführung 
gemeinsamer Offshore-Projekte zur 
Erzeugung erneuerbarer Energie erfüllen 
zusammen die Zielvorgaben für Wind- 
und Meeresenergie von 60 GW bis 2030 
und 300 GW bis 2050. Die Mitgliedstaaten 
geben diese Menge und die detaillierten 
Zwischenziele in ihren aktualisierten 
integrierten nationalen Energie- und 
Klimaplänen gemäß Artikel 14 der 
Verordnung (EU) 2018/1999 an.

Änderungsantrag 56

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 5 – Buchstabe a a (neu)
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 15 – Absatz 3
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Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass ihre zuständigen Behörden auf 
nationaler, regionaler und lokaler Ebene 
bei der Planung, auch bei der frühzeitigen 
Raumplanung, beim Entwurf, beim Bau 
und bei der Renovierung von städtischer 
Infrastruktur, Industrie-, Gewerbe- oder 
Wohngebieten und Energieinfrastruktur, 
einschließlich Netzen für Elektrizität, 
Fernwärme und -kälte sowie Erdgas und 
alternative Kraftstoffe, Vorschriften für die 
Integration und den Einsatz von 
erneuerbarer Energie, auch für die 
Eigenversorgung mit erneuerbarer 
Elektrizität und Erneuerbare-Energie-
Gemeinschaften sowie die Nutzung 
unvermeidbarer Abwärme und -kälte, 
vorsehen. Die Mitgliedstaaten halten 
insbesondere lokale und regionale 
Verwaltungsstellen dazu an, Wärme und 
Kälte aus erneuerbaren Quellen, soweit 
angemessen, in die Planung der städtischen 
Infrastruktur einzubeziehen und sich mit 
den Netzbetreibern abzustimmen, damit 
berücksichtigt wird, wie sich 
Energieeffizienz- und 
Laststeuerungsprogramme sowie 
bestimmte Vorschriften auf die 
Eigenversorgung mit erneuerbarer 
Elektrizität und Erneuerbare-Energie-
Gemeinschaften sowie auf die Pläne der 
Betreiber für den Ausbau der Infrastruktur 
auswirken.

„(3) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass ihre zuständigen Behörden auf 
nationaler, regionaler und lokaler Ebene 
bei der Planung, auch bei der frühzeitigen 
Raumplanung, beim Entwurf, beim Bau 
und bei der Renovierung von städtischer 
Infrastruktur, Industrie-, Gewerbe- oder 
Wohngebieten sowie Energie- und 
Verkehrsinfrastruktur, einschließlich 
Netzen für Elektrizität, Fernwärme und -
kälte sowie Erdgas und alternative 
Kraftstoffe, Vorschriften für die Integration 
und den Einsatz von erneuerbarer Energie, 
auch für die Eigenversorgung mit 
erneuerbarer Elektrizität und Erneuerbare-
Energie-Gemeinschaften sowie die 
Nutzung unvermeidbarer Abwärme und -
kälte, vorsehen. Die Mitgliedstaaten halten 
insbesondere lokale und regionale 
Verwaltungsstellen dazu an, Wärme und 
Kälte aus erneuerbaren Quellen, soweit 
angemessen, in die Planung der städtischen 
Infrastruktur einzubeziehen und sich mit 
den Netzbetreibern abzustimmen, damit 
berücksichtigt wird, wie sich 
Energieeffizienz- und 
Laststeuerungsprogramme sowie 
bestimmte Vorschriften auf die 
Eigenversorgung mit erneuerbarer 
Elektrizität und Erneuerbare-Energie-
Gemeinschaften sowie auf die Pläne der 
Betreiber für den Ausbau der Infrastruktur 
auswirken.

(Richtlinie (EU) 2018/2001)

Änderungsantrag 57

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 8 – Buchstabe -a (neu)
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 19 – Absatz 1
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Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

-a) Artikel 19 Absatz 1 erhält folgende 
Fassung:

(1) Um gegenüber den Endkunden den 
Anteil oder die Menge erneuerbarer 
Energie im Energiemix eines 
Energieversorgers sowie in der Energie, 
welche Verbrauchern im Rahmen von 
Verträgen geliefert wird, die sich auf den 
Verbrauch von erneuerbarer Energie 
beziehen, nachzuweisen, stellen die 
Mitgliedstaaten sicher, dass die Herkunft 
von erneuerbarer Energie als solche im 
Sinne dieser Richtlinie gemäß objektiven, 
transparenten und nichtdiskriminierenden 
Kriterien garantiert werden kann.“

„(1) Um gegenüber den Endkunden den 
Anteil oder die Menge erneuerbarer 
Energie bzw. den Anteil oder die Menge 
der Energie aus CO2-armen Quellen im 
Energiemix eines Energieversorgers sowie 
in der Energie, welche Verbrauchern im 
Rahmen von Verträgen geliefert wird, die 
sich auf den Verbrauch von erneuerbarer 
Energie bzw. Energie aus CO2-armen 
Quellen beziehen, nachzuweisen, stellen 
die Mitgliedstaaten sicher, dass die 
Herkunft von erneuerbarer Energie als 
solche im Sinne dieser Richtlinie gemäß 
objektiven, transparenten und 
nichtdiskriminierenden Kriterien garantiert 
werden kann.“

 

Änderungsantrag 58

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 8 – Buchstabe a – Ziffer i
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 19 – Absatz 2 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Zu diesem Zweck sorgen die 
Mitgliedstaaten dafür, dass auf Anfrage 
eines Produzenten von Energie aus 
erneuerbaren Quellen ein 
Herkunftsnachweis ausgestellt wird. Die 
Mitgliedstaaten können vorsehen, dass 
Herkunftsnachweise für Energie aus nicht 
erneuerbaren Quellen ausgestellt werden. 
Die Ausstellung von Herkunftsnachweisen 
kann von einer Mindestkapazität abhängig 
gemacht werden. Ein Herkunftsnachweis 
gilt standardmäßig für 1 MWh. Für jede 
Einheit produzierte Energie wird nicht 
mehr als ein Herkunftsnachweis 
ausgestellt.

Zu diesem Zweck sorgen die 
Mitgliedstaaten dafür, dass auf Anfrage 
eines Produzenten von Energie aus 
erneuerbaren und CO2-armen Quellen ein 
Herkunftsnachweis ausgestellt wird. Die 
Mitgliedstaaten können vorsehen, dass 
Herkunftsnachweise für Energie aus 
anderen nicht erneuerbaren Quellen 
ausgestellt werden. Die Ausstellung von 
Herkunftsnachweisen kann von einer 
Mindestkapazität abhängig gemacht 
werden. Ein Herkunftsnachweis gilt 
standardmäßig für 1 MWh. Für jede 
Einheit produzierte Energie wird nicht 
mehr als ein Herkunftsnachweis 
ausgestellt.
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Änderungsantrag 59

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 8 – Buchstabe a a (neu)
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 19 – Absatz 7 – Buchstabe g (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

aa) Absatz 7 wird wie folgt geändert:
i) Folgender Buchstabe g wird 
eingefügt:
„g) Informationen über den 
Treibhausgas-Fußabdruck der erzeugten 
Energie, der die Treibhausgasemissionen 
während des Lebenszyklus abdeckt;“

Änderungsantrag 60

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 10
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 20 a – Absatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Die Mitgliedstaaten verpflichten 
Übertragungs- und Verteilernetzbetreiber 
in ihrem Hoheitsgebiet dazu, 
Informationen über den Anteil 
erneuerbarer Elektrizität und den Gehalt an 
Treibhausgasemissionen der von ihnen 
gelieferten Elektrizität in jeder Gebotszone 
so genau und so echtzeitnah wie möglich, 
jedoch in Zeitabständen von höchstens 
einer Stunde, und zusammen mit 
Prognosen, soweit diese verfügbar sind, 
bereitzustellen. Diese Informationen 
werden digital auf eine Weise 
bereitgestellt, durch die sichergestellt ist, 
dass die Informationen von 
Elektrizitätsmarktteilnehmern, 
Aggregatoren, Verbrauchern und 
anderen Endnutzern verwendet werden 
können und dass sie von elektronischen 

(1) Die Mitgliedstaaten verpflichten
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Kommunikationssystemen wie 
intelligenten Messsystemen, Ladepunkten 
für Elektrofahrzeuge, Wärme- und 
Kälteversorgungssystemen sowie 
Gebäudeenergiemanagementsystemen 
gelesen werden können.

i)  Übertragungs- und 
Verteilernetzbetreiber in ihrem 
Hoheitsgebiet dazu, Informationen über 
den Anteil erneuerbarer Elektrizität und 
den Gehalt an Treibhausgasemissionen der 
von ihnen gelieferten Elektrizität in jeder 
Gebotszone bereitzustellen, und
ii) Regulierungsbehörden oder 
einschlägige Händler dazu, 
Informationen über die 
Großhandelsstrompreise auf dem Day-
Ahead-Markt und dem Intraday-Markt 
bereitzustellen. 
Die Informationen sollten so genau und 
so echtzeitnah wie möglich, jedoch in 
Zeitabständen, die mindestens den 
Abrechnungsintervallen des jeweiligen 
Marktes entsprechen, und mit dem Ziel, 
Abstände von 15 Minuten zu erreichen, 
und zusammen mit Prognosen, soweit 
diese verfügbar sind, bereitgestellt 
werden. 
Die VNBO stellen außerdem 
anonymisierte und aggregierte Daten 
über die Möglichkeiten der Laststeuerung 
und die von Eigenverbrauchern und 
Erneuerbare-Energien-Gemeinschaften 
erzeugte und in das Netz eingespeiste 
erneuerbare Elektrizität zur Verfügung.

Änderungsantrag 61

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 10
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 20 a – Absatz 1 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1a) Die in Absatz 1 genannten 
Informationen und Daten werden digital 
so bereitgestellt, dass die Interoperabilität 
auf der Grundlage einheitlicher 
Datenformate und standardisierter 
Datensätze gewährleistet ist, damit sie von 
Elektrizitätsmarktteilnehmern, 
Aggregatoren, Verbrauchern und 
anderen Endnutzern zu 
diskriminierungsfreien Bedingungen 
verwendet werden können und von 
elektronischen Kommunikationssystemen 
wie intelligenten Messsystemen, 
Ladepunkten für Elektrofahrzeuge, 
Wärme- und Kälteversorgungssystemen 
sowie 
Gebäudeenergiemanagementsystemen 
gelesen werden können.

Änderungsantrag 62

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 10
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 20 a – Absatz 2 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Zusätzlich zu den Anforderungen 
im [Vorschlag für eine Verordnung über 
Batterien und Altbatterien, zur Aufhebung 
der Richtlinie 2006/66/EG und zur 
Änderung der Verordnung 
(EU) 2019/1020] müssen die 
Mitgliedstaaten sicherstellen, dass die 
Hersteller von Batterien für die 
Wohnumgebung und von Industriebatterien 
den Eigentümern und Nutzern der Batterie 
sowie in deren Namen handelnden Dritten, 
wie 
Gebäudeenergiemanagementunternehmen 
und Elektrizitätsmarktteilnehmern, zu 
nichtdiskriminierenden Bedingungen 
kostenlos Echtzeitzugang zu 
grundlegenden 

(2) Zusätzlich zu den Anforderungen 
im [Vorschlag für eine Verordnung über 
Batterien und Altbatterien, zur Aufhebung 
der Richtlinie 2006/66/EG und zur 
Änderung der Verordnung 
(EU) 2019/1020] erlassen die 
Mitgliedstaaten innerhalb von sechs 
Monaten nach dem Inkrafttreten der 
Richtlinie Maßnahmen, die die Hersteller 
von Batterien für die Wohnumgebung und 
von Industriebatterien verpflichten, den 
Eigentümern und Nutzern der Batterie 
sowie in deren Namen handelnden Dritten, 
wie 
Gebäudeenergiemanagementunternehmen 
und Elektrizitätsmarktteilnehmern, zu 
nichtdiskriminierenden Bedingungen 
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Batteriemanagementsysteminformationen 
gewähren, wie z. B. Batteriekapazität, 
Alterungszustand, Ladezustand und 
Leistungseinstellung.

kostenlos für die Eigentümer oder Nutzer 
der Batterien und die in ihrem Namen 
handelnden Stellen in voller 
Übereinstimmung mit den einschlägigen 
Bestimmungen der Verordnung 
(EU) 2016/679 Echtzeitzugang zu 
grundlegenden 
Batteriemanagementsysteminformationen 
zu gewähren, wie z. B. Batteriekapazität, 
Alterungszustand, Ladezustand und 
Leistungseinstellung.

Änderungsantrag 63

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 10
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 20 a – Absatz 2 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Zusätzlich zu weiteren Anforderungen in 
den Typgenehmigungs- und 
Marktüberwachungsvorschriften stellen die 
Mitgliedstaaten sicher, dass die 
Fahrzeughersteller in Echtzeit 
fahrzeuginterne Daten in Bezug auf den 
Alterungszustand der Batterie, den 
Ladezustand der Batterie, die 
Leistungseinstellung der Batterie, die 
Kapazität der Batterie sowie den Standort 
von Elektrofahrzeugen für die Eigentümer 
und Nutzer von Elektrofahrzeugen sowie 
für Dritte, die im Namen der Eigentümer 
und Nutzer handeln, wie 
Elektrizitätsmarktteilnehmer und Anbieter 
von Elektromobilitätsdienstleistungen zu 
nichtdiskriminierenden Bedingungen 
kostenlos bereitstellen.

Innerhalb von sechs Monaten nach dem 
Inkrafttreten der Richtlinie erlassen die 
Mitgliedstaaten – zusätzlich zu weiteren 
Anforderungen in den Typgenehmigungs- 
und Marktüberwachungsvorschriften und 
in voller Übereinstimmung mit den 
einschlägigen Bestimmungen der 
Verordnung (EU) 2016/679 – 
Maßnahmen, die die Fahrzeughersteller 
verpflichten, in Echtzeit fahrzeuginterne 
Daten in Bezug auf den Alterungszustand 
der Batterie, den Ladezustand der Batterie, 
die Leistungseinstellung der Batterie, die 
Kapazität der Batterie sowie den Standort 
von Elektrofahrzeugen für die Eigentümer 
und Nutzer von Elektrofahrzeugen sowie 
für Dritte, die im Namen der Eigentümer 
und Nutzer handeln, kostenlos für die 
Eigentümer oder Nutzer der Batterien und 
die in ihrem Namen handelnden Stellen 
bereitzustellen. In Übereinstimmung mit 
der Verordnung [xxx] über Batterien 
werden die Daten nur mit Lesezugriff 
weitergegeben, damit Dritte die Parameter 
der Daten nicht verändern können.
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Änderungsantrag 64

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 10
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 20 a – Absatz 2 – Unterabsatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Innerhalb von sechs Monaten nach dem 
Inkrafttreten der Richtlinie erlassen die 
Mitgliedstaaten Maßnahmen, die die 
Hersteller von intelligenten Heiz- und 
Kühlgeräten, Heißwassertanks, 
thermischen Energiespeichern und 
anderen intelligenten Geräten, die es den 
Verbrauchern ermöglichen, eine 
Laststeuerung für das Energiesystem 
bereitzustellen, verpflichten, den Nutzern 
der Batterie sowie im Namen der 
Eigentümer und Nutzer handelnden 
Dritten zu diskriminierungsfreien 
Bedingungen kostenlos und in voller 
Übereinstimmung mit den einschlägigen 
Bestimmungen der Verordnung 
(EU) 2016/679 Echtzeitzugang zu 
relevanten Laststeuerungsdaten zu 
ermöglichen.

Änderungsantrag 65

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 10
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 20 a – Absatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Zusätzlich zu den Anforderungen 
im [Vorschlag für eine Verordnung über 
den Aufbau der Infrastruktur für alternative 
Kraftstoffe und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2014/94/EU] stellen die 
Mitgliedstaaten sicher, dass auf ihrem 
Hoheitsgebiet installierte nicht öffentlich 
zugängliche Normalladepunkte ab dem 
[Ende der Umsetzungsfrist für diese 
Änderungsrichtlinie] intelligente 

(3) Zusätzlich zu den Anforderungen 
im [Vorschlag für eine Verordnung über 
den Aufbau der Infrastruktur für alternative 
Kraftstoffe und zur Aufhebung der 
Richtlinie 2014/94/EU] stellen die 
Mitgliedstaaten sicher, dass auf ihrem 
Hoheitsgebiet installierte nicht öffentlich 
zugängliche Normalladepunkte ab dem 
[Ende der Umsetzungsfrist für diese 
Änderungsrichtlinie] intelligentes und 



AD\1255833DE.docx 49/78 PE719.572v02-00

DE

Ladefunktionen und, soweit dies einer 
Bewertung durch die 
Regulierungsbehörde zufolge angezeigt 
ist, bidirektionales Laden unterstützen.

bidirektionales Laden unterstützen.

Um eine intelligente Sektorenintegration 
zu unterstützen, können die 
Mitgliedstaaten Förderregelungen wie 
finanzielle Unterstützung, 
Anfangsfinanzierung, Steuernachlässe 
oder Rabatte für bidirektionales Laden 
anwenden, wenn dies als zusätzliche 
Funktion vorgesehen ist, die zur 
kosteneffizienten Durchdringung von 
Strom aus erneuerbaren Energien im 
Verkehr und im Elektrizitätsnetz beiträgt.

Änderungsantrag 66

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 10
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 20 a – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass der nationale Regelungsrahmen nicht 
mit Nachteilen für kleine oder mobile 
Systeme wie Batterien für die 
Wohnumgebung und Elektrofahrzeuge 
verbunden ist, die unmittelbar oder über 
Aggregierung an den Elektrizitätsmärkten 
teilnehmen, einschließlich des 
Engpassmanagements und der Erbringung 
von Flexibilitäts- und 
Regelreserveleistungen.

(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass der nationale Regelungsrahmen nicht 
mit Nachteilen für Fernwärme- und 
Kühlnetze, kleine oder mobile Systeme 
wie Batterien für die Wohnumgebung und 
Elektrofahrzeuge, thermische 
Energiespeicher und intelligente 
elektrische Heiz- und Kühlgeräte und -
systeme und andere intelligente Geräte, 
die den flexiblen Verbrauch von Strom 
aus erneuerbarer Energie durch die 
Verbraucher erleichtern, verbunden ist, 
die unmittelbar oder über Aggregierung an 
den Elektrizitätsmärkten teilnehmen, 
einschließlich des Engpassmanagements 
und der Erbringung von Flexibilitäts- und 
Regelreserveleistungen. Die 
Mitgliedstaaten sorgen für gleiche 
Wettbewerbsbedingungen für kleinere 
Marktakteure, insbesondere für 
Erneuerbare-Energien-Gemeinschaften, 
damit sie am Markt teilnehmen können, 
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ohne dass ihnen ein unverhältnismäßiger 
Verwaltungs- oder Regulierungsaufwand 
entsteht;

Änderungsantrag 67

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 10
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 20 a – Absatz 4 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4a) Die Mitgliedstaaten stellen in 
ihrem nationalen Regelungsrahmen 
sicher, dass Nutzer von 
Elektrofahrzeugen, die Verträge 
schließen, stets klare Informationen und 
Erklärungen darüber erhalten, welchen 
Einfluss die Vertragsbedingungen auf die 
Nutzung ihres Fahrzeugs und den 
Alterungszustand der Fahrzeugbatterie 
haben werden. Den Nutzern von 
Elektrofahrzeugen sollte klar dargelegt 
werden, wie sie für die Flexibilitäts-, 
Regelreserve- und 
Speicherdienstleistungen, die sie für das 
Elektrizitätssystem und den 
Elektrizitätsmarkt erbringen, vergütet 
werden. Die Verbraucherrechte der 
Nutzer von Elektrofahrzeugen müssen 
beim Abschluss entsprechender Verträge 
gewahrt werden, insbesondere was den 
Schutz ihrer persönlichen Daten wie 
Standort und Fahrgewohnheiten im 
Zusammenhang mit der Nutzung ihres 
Fahrzeugs betrifft.

Änderungsantrag 68

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 10
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 20 a – Absatz 4 b (neu)



AD\1255833DE.docx 51/78 PE719.572v02-00

DE

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4b) Die Mitgliedstaaten verpflichten 
ihre Regulierungsbehörde, binnen eines 
Jahres nach dem Ende der 
Umsetzungsfrist für diese Richtlinie und 
anschließend alle drei Jahre zu bewerten, 
inwieweit bidirektionales Laden zur 
Durchdringung des Stromsystems mit 
Strom aus erneuerbaren Energiequellen, 
zur Optimierung ihrer Stromnetze und zur 
Versorgungssicherheit beiträgt. Auf der 
Grundlage der Bewertung der 
Energieregulierungsbehörde ergreifen die 
Mitgliedstaaten Maßnahmen zur 
Anpassung der Verfügbarkeit und der 
geografischen Verteilung der 
Infrastruktur für bidirektionales Laden in 
öffentlichen und privaten Bereichen. Die 
Bewertung der Regulierungsbehörde und 
die beabsichtigten Maßnahmen der 
Mitgliedstaaten werden öffentlich 
zugänglich gemacht.

Änderungsantrag 69

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 11
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 22 a – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) Bis ... [ein Jahr nach Inkrafttreten 
dieser Änderungsrichtlinie] bewertet die 
Kommission, wie viel erneuerbare 
Kraftstoffe und Gase nicht biogenen 
Ursprungs in Europa erzeugt werden 
können, und erarbeitet gemeinsam mit 
den Mitgliedstaaten eine Einfuhrstrategie, 
mit der für ein vielfältiges Ökosystem von 
Drittlandlieferanten gesorgt wird. 

Änderungsantrag 70
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Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 14
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 25 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) die Menge der erneuerbaren 
Kraftstoffe und der erneuerbaren 
Elektrizität, die dem Verkehrssektor 
bereitgestellt werden, bis 2030 im Einklang 
mit einem von dem Mitgliedstaat 
festgelegten indikativen Zielpfad zu einer 
Verringerung der Treibhausgasintensität 
um mindestens 13 % gegenüber dem in 
Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe b genannten 
Ausgangswert führt;

a) die Menge der erneuerbaren 
Kraftstoffe und der erneuerbaren 
Elektrizität, die dem Verkehrssektor 
bereitgestellt werden, bis 2030 im Einklang 
mit einem von dem Mitgliedstaat 
festgelegten und von der Kommission 
überprüften indikativen Zielpfad zu einer 
Verringerung der Treibhausgasintensität 
um mindestens 13 % gegenüber dem in 
Artikel 27 Absatz 1 Buchstabe b genannten 
Ausgangswert führt;

Änderungsantrag 71

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 14
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 25 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) der Anteil von fortschrittlichen 
Biokraftstoffen und Biogas, die aus den in 
Anhang IX Teil A genannten Rohstoffen 
hergestellt wurden, an der 
Energieversorgung des Verkehrssektors im 
Jahr 2022 mindestens 0,2 %, im Jahr 2025 
mindestens 0,5 % und im Jahr 2030 
mindestens 2,2 % beträgt und dass der 
Anteil erneuerbarer Kraftstoffe nicht 
biogenen Ursprungs im Jahr 2030 
mindestens 2,6 % beträgt.

b) der Anteil von fortschrittlichen 
Biokraftstoffen und Biogas, die aus den in 
Anhang IX Teil A genannten Rohstoffen 
hergestellt wurden, an der 
Energieversorgung des Verkehrssektors im 
Jahr 2022 mindestens 0,2 %, im Jahr 2025 
mindestens 0,5 % und im Jahr 2030 
mindestens 2,2 % beträgt und dass der 
Anteil erneuerbarer Kraftstoffe nicht 
biogenen Ursprungs im Jahr 2030 
mindestens 2,6 % beträgt. Nur in der EU 
erzeugte Kraftstoffe werden auf die Ziele 
aus Buchstabe b angerechnet.

Änderungsantrag 72

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 14
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Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 25 – Absatz 1 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Bei der Berechnung der Verringerung 
gemäß Buchstabe a und des Anteils gemäß 
Buchstabe b berücksichtigen die 
Mitgliedstaaten erneuerbare Kraftstoffe 
nicht biogenen Ursprungs auch, wenn sie 
als Zwischenprodukte für die Herstellung 
konventioneller Kraftstoffe genutzt 
werden. Bei der Berechnung der 
Verringerung gemäß Buchstabe a können 
die Mitgliedstaaten wiederverwertete 
kohlenstoffhaltige Kraftstoffe 
berücksichtigen.

Bei der Berechnung der Verringerung 
gemäß Buchstabe a berücksichtigen die 
Mitgliedstaaten erneuerbare Kraftstoffe 
nicht biogenen Ursprungs auch, wenn sie 
als Zwischenprodukte für die Herstellung 
konventioneller Kraftstoffe genutzt 
werden. Bei der Berechnung der 
Verringerung gemäß Buchstabe a können 
die Mitgliedstaaten auch wiederverwertete 
kohlenstoffhaltige und kohlenstoffarme 
Kraftstoffe berücksichtigen.

Änderungsantrag 73

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 14
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 25 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2) Die Mitgliedstaaten richten einen 
Mechanismus ein, der es 
Kraftstoffanbietern auf ihrem 
Hoheitsgebiet ermöglicht, Gutschriften für 
die Bereitstellung erneuerbarer Energie für 
den Verkehrssektor auszutauschen. 
Wirtschaftsteilnehmer, die erneuerbare 
Elektrizität über öffentliche Ladepunkte für 
Elektrofahrzeuge bereitstellen, erhalten 
Gutschriften, unabhängig davon, ob sie der 
von dem Mitgliedstaat für 
Kraftstoffanbieter festgelegten 
Verpflichtung unterliegen, und können 
diese Gutschriften an Kraftstoffanbieter 
verkaufen, die die Gutschriften zur 
Erfüllung der in Absatz 1 Unterabsatz 1 
festgelegten Verpflichtung nutzen können.

(2) Die Mitgliedstaaten richten einen 
Mechanismus ein, der es 
Kraftstoffanbietern auf ihrem 
Hoheitsgebiet ermöglicht, Gutschriften für 
die Bereitstellung erneuerbarer Energie für 
den Verkehrssektor auszutauschen. 
Wirtschaftsteilnehmer, die – soweit dies 
technisch machbar ist – erneuerbare 
Elektrizität über öffentliche, 
halböffentliche und private Ladepunkte 
für Elektrofahrzeuge bereitstellen, 
einschließlich im Schienen-, Luft- und 
Seeverkehr, erhalten Gutschriften, 
unabhängig davon, ob sie der von dem 
Mitgliedstaat für Kraftstoffanbieter 
festgelegten Verpflichtung unterliegen, und 
können diese Gutschriften an 
Kraftstoffanbieter verkaufen, die die 
Gutschriften zur Erfüllung der in Absatz 1 
Unterabsatz 1 festgelegten Verpflichtung 
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nutzen können.

Änderungsantrag 74

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 15 – Buchstabe a – Ziffer i
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 26 – Absatz 1 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Bei der Berechnung des 
Bruttoendverbrauchs von Energie aus 
erneuerbaren Quellen eines Mitgliedstaats 
gemäß Artikel 7 und der Zielvorgabe eines 
Mitgliedstaats für die Verringerung der 
Treibhausgasintensität gemäß Artikel 25 
Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a darf 
der Anteil von Biokraftstoffen und 
flüssigen Biobrennstoffen sowie von im 
Verkehrssektor verbrauchten Biomasse-
Brennstoffen – sofern sie aus Nahrungs- 
und Futtermittelpflanzen gewonnen 
werden – höchstens einen Prozentpunkt 
höher sein als ihr Anteil am 
Endenergieverbrauch im Verkehrssektor 
im Jahr 2020 in diesem Mitgliedstaat, 
wobei der Anteil am 
Endenergieverbrauch im Verkehrssektor 
in diesem Mitgliedstaat höchstens 7 % 
betragen darf.

Bei der Berechnung des 
Bruttoendverbrauchs von Energie aus 
erneuerbaren Quellen eines Mitgliedstaats 
gemäß Artikel 7 und der Zielvorgabe eines 
Mitgliedstaats für die Verringerung der 
Treibhausgasintensität gemäß Artikel 25 
Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstabe a 
schließen die Mitgliedstaaten bei dem 
Anteil von Biokraftstoffen und flüssigen 
Biobrennstoffen sowie von im 
Verkehrssektor verbrauchten Biomasse-
Brennstoffen den Anteil von aus 
Nahrungs- oder Futtermittelpflanzen 
gewonnenen Biokraftstoffen, flüssigen 
Biobrennstoffen oder Biomasse-
Brennstoffen aus, die mit einem hohen 
Risiko der indirekten 
Landnutzungsänderung verbunden sind 
und bei denen eine wesentliche 
Ausdehnung der Produktionsflächen auf 
Flächen mit hohem Kohlenstoffbestand 
zu beobachten ist.

Änderungsantrag 75

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 15 – Buchstabe a – Ziffer i
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 26 – Absatz 1 – Unterabsatz 1a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Bei empfindlichen Störungen der 
Nahrungsmittelmärkte ergreifen die 
Mitgliedstaaten befristete 



AD\1255833DE.docx 55/78 PE719.572v02-00

DE

Aussetzungsmaßnahmen für 
Biokraftstoffe auf Pflanzenbasis, um den 
Energiebedarf für 
Nahrungsmittelrohstoffe zu verringern, 
die Versorgung mit zusätzlichen 
Nahrungsmitteln zu sichern und die 
globalen Märkte für 
Nahrungsmittelrohstoffe zu stabilisieren.

Änderungsantrag 76

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 15 – Buchstabe a – Ziffer ii
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 26 – Absatz 1 – Unterabsatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Wenn der Anteil von aus Nahrungs- und 
Futtermittelpflanzen gewonnenen 
Biokraftstoffen und flüssigen 
Biobrennstoffen sowie im Verkehrssektor 
verbrauchten Biomasse-Brennstoffen in 
einem Mitgliedstaat auf einen Anteil von 
unter 7 % begrenzt ist oder ein 
Mitgliedstaat beschließt, diesen Anteil 
weiter zu begrenzen, kann dieser 
Mitgliedstaat die Zielvorgabe für die 
Verringerung der Treibhausgasintensität 
gemäß Artikel 25 Absatz 1 Unterabsatz 1 
Buchstabe a vor dem Hintergrund des 
Beitrags, der mit diesen Kraftstoffen in 
Bezug auf die Treibhausgaseinsparungen 
geleistet worden wäre, entsprechend 
senken. Die Mitgliedstaaten legen dabei 
die Annahme zugrunde, dass mit diesen 
Kraftstoffen 50 % der 
Treibhausgasemissionen eingespart 
werden.“

entfällt

Änderungsantrag 77

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 16 – Buchstabe b
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 27 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a – Ziffer iii
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

iii) bei erneuerbarer Elektrizität durch 
Multiplikation der an alle Verkehrsträger 
gelieferten erneuerbaren Elektrizität mit 
dem in Anhang V genannten Faktor ECF(e) 
für den Vergleich mit fossilen 
Brennstoffen;

iii) bei erneuerbarer Elektrizität durch 
Multiplikation der an alle Verkehrsträger 
gelieferten erneuerbaren Elektrizität mit 
dem in Anhang V genannten Faktor ECF(t) 
für den Vergleich mit fossilen 
Brennstoffen;

Änderungsantrag 78

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 16 – Buchstabe b
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 27 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe c – Ziffer iii

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

iii) die Menge der an den 
Verkehrssektor gelieferten erneuerbaren 
Elektrizität wird durch Multiplikation der 
Menge der an diesen Sektor gelieferten 
Elektrizität mit dem durchschnittlichen 
Anteil der im Hoheitsgebiet des 
Mitgliedstaates in den vergangenen zwei 
Jahre gelieferten erneuerbaren Elektrizität 
bestimmt. Als Ausnahme gilt, dass 
Elektrizität, die aus einer direkten 
Verbindung mit einer erneuerbaren 
Elektrizität erzeugenden Anlage stammt 
und an den Verkehrssektor geliefert wird, 
in vollem Umfang als erneuerbare 
Elektrizität angerechnet wird;

iii) die Menge der an den 
Verkehrssektor gelieferten erneuerbaren 
Elektrizität wird durch Multiplikation der 
Menge der an diesen Sektor gelieferten 
Elektrizität mit dem durchschnittlichen 
Anteil der im Hoheitsgebiet des 
Mitgliedstaates in den vergangenen zwei 
Jahre gelieferten erneuerbaren Elektrizität 
bestimmt. Als Ausnahme gilt, dass 
Elektrizität, die aus einer direkten 
Verbindung mit einer erneuerbaren 
Elektrizität erzeugenden Anlage stammt 
und an den Verkehrssektor geliefert wird, 
oder zusätzliche Elektrizität, die im 
Rahmen eines eigenen 
Strombezugsvertrags aus erneuerbaren 
Energien erzeugt wird, für die 
Herkunftsnachweise von einer oder 
mehreren Stromerzeugungseinheiten, die 
nach Unterzeichnung des 
Strombezugsvertrags in Betrieb 
genommen wurden, vorliegen und die in 
keinem anderen Sektor als Elektrizität aus 
erneuerbaren Quellen verbucht wird, in 
vollem Umfang als erneuerbare Elektrizität 
angerechnet wird;
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Änderungsantrag 79

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 16 – Buchstabe b
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 27 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe c – Ziffer iv

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

iv) der Anteil der Biokraftstoffe und 
des Biogases, die aus den in Anhang IX 
Teil B aufgeführten Rohstoffen erzeugt 
wurden, am Energiegehalt der an den 
Verkehrssektor gelieferten Kraftstoffe und 
Elektrizität ist außer in Zypern und Malta 
auf 1,7 % beschränkt;

entfällt

Änderungsantrag 80

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 16 – Buchstabe b
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 27 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Buchstabe d

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

d) die mit der Nutzung erneuerbarer 
Energie verbundene Verringerung der 
Treibhausgasintensität wird durch Division 
der Treibhausgaseinsparungen, die auf die 
Nutzung von Biokraftstoffen, Biogas und 
erneuerbarer Elektrizität durch alle 
Verkehrsträger zurückzuführen sind, durch 
den Ausgangswert bestimmt.

d) die mit der Nutzung erneuerbarer 
Energie verbundene Verringerung der 
Treibhausgasintensität wird durch Division 
der Treibhausgaseinsparungen, die auf die 
Nutzung von Biokraftstoffen, Biogas, 
erneuerbaren Kraftstoffen nicht-
biologischen Ursprungs und erneuerbarer 
Elektrizität durch alle Verkehrsträger 
zurückzuführen sind, durch den 
Ausgangswert bestimmt.

Änderungsantrag 81

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 16 – Buchstabe c
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 27 – Absatz 1 a – Buchstabe b
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) bei der Berechnung des Zählers 
wird der Energiegehalt der Lieferungen 
von fortschrittlichen Biokraftstoffen und 
Biogas, die aus den in Anhang IV Teil A 
aufgeführten Rohstoffen erzeugt wurden, 
und von erneuerbaren Kraftstoffen nicht 
biogenen Ursprungs an alle Verkehrsträger 
auf dem Gebiet der Union berücksichtigt;

b) bei der Berechnung des Zählers 
wird der Energiegehalt der Lieferungen 
von fortschrittlichen Biokraftstoffen und 
Biogas, die aus den in Anhang IV Teil A 
aufgeführten Rohstoffen erzeugt wurden, 
und von erneuerbaren Kraftstoffen nicht 
biogenen Ursprungs an alle Verkehrsträger 
auf dem Gebiet der Union berücksichtigt, 
sofern sie in der Union produziert 
werden;

Änderungsantrag 82

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 16 – Buchstabe e – Ziffer iii
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 27 – Absatz 3 –Unterabsatz 2 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Hingegen kann Elektrizität, die aus einer 
direkten Verbindung mit einer 
erneuerbaren Elektrizität erzeugenden 
Anlage stammt und die für die Produktion 
von erneuerbaren Brennstoffen nicht 
biogenen Ursprungs eingesetzt wird, in 
vollem Umfang als erneuerbare Elektrizität 
angerechnet werden, wenn die Anlage

Hingegen kann Elektrizität, die aus einer 
direkten Verbindung mit einer oder 
mehreren erneuerbaren Elektrizität 
erzeugenden Anlage bzw. Anlagen stammt 
und die für die Produktion von flüssigen 
oder gasförmigen erneuerbaren 
Kraftstoffen nicht biogenen Ursprungs 
eingesetzt wird, in vollem Umfang als 
erneuerbare Elektrizität angerechnet 
werden, wenn die Anlage zeigt, dass die 
betreffende Elektrizität ohne Verbindung 
zum Netz bereitgestellt wurde, oder die 
Anlagen, die erneuerbare Elektrizität 
erzeugen, keine Förderung in Form von 
Betriebsbeihilfen für die Erzeugung von 
erneuerbaren Kraftstoffen nicht biogenen 
Ursprungs erhalten oder diese Förderung 
eingestellt wurde. 
Aus dem Netz entnommene Elektrizität 
kann in vollem Umfang als erneuerbare 
Elektrizität angerechnet werden, wenn sie 
ausschließlich mittels erneuerbarer 
Energiequellen produziert wurde und 
nachweislich die Eigenschaften 
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erneuerbarer Energie aufweist sowie 
etwaige sonstige entsprechende Kriterien 
erfüllt, sodass sichergestellt ist, dass ihre 
Eigenschaften als erneuerbare Energie 
nur einmal und nur in einem 
Endverbrauchssektor geltend gemacht 
werden. Dies kann durch Einhaltung 
einer der folgenden Anforderungen 
erreicht werden: 
Um die erneuerbaren Eigenschaften 
nachzuweisen, sollten Kraftstofferzeuger 
verpflichtet werden, einen oder mehrere 
Verträge über den Bezug von Elektrizität 
aus erneuerbaren Quellen abzuschließen, 
wobei eine Menge an Elektrizität erzeugt 
wird, die mindestens der Menge von 
Elektrizität entspricht, die als vollkommen 
aus erneuerbaren Quellen stammend 
dargestellt wird. Die Anlagen zur 
Erzeugung von Elektrizität aus 
erneuerbaren Quellen erhalten keine 
Unterstützung in Form von 
Betriebsbeihilfen, oder diese 
Unterstützung ist ausgelaufen. 
Jährlich wird ein Gleichgewicht zwischen 
Elektrizität aus erneuerbaren Quellen, die 
über einen oder mehreren Verträge über 
den Bezug von Elektrizität aus dem Netz 
bezogen wurde, und der Menge der aus 
dem Netz bezogenen Elektrizität zur 
Produktion von Kraftstoffen erreicht, 
damit die Erzeugung vollständig als 
Kraftstoffe nicht biogenen Ursprungs 
eingestuft wird.

Änderungsantrag 83

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 16 – Buchstabe e – Ziffer i a (neu)
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 27 – Absatz 3 – Unterabsatz 2 – Buchstaben a und b

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

a) nach oder gleichzeitig mit der 
Anlage den Betrieb aufnimmt, die flüssige 
oder gasförmige erneuerbare Kraftstoffe 

entfällt
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für den Verkehr nicht biogenen 
Ursprungs produziert, und
b) nicht an das Netz angeschlossen 
ist oder zwar an das Netz angeschlossen 
ist, die betreffende Elektrizität aber 
nachweislich bereitgestellt wird, ohne 
Elektrizität aus dem Netz zu entnehmen.

Änderungsantrag 84

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 16 – Buchstabe e – Ziffer iii a (neu)
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 27 – Absatz 3 – Unterabsatz 7

Derzeitiger Wortlaut Geänderter Text

Die Kommission erlässt bis zum 
31. Dezember 2021 im Einklang mit 
Artikel 35 einen delegierten Rechtsakt, 
um diese Richtlinie durch die Einführung 
einer gemeinsamen europäischen 
Methode, in der detaillierte Vorschriften 
zur Einhaltung der Anforderungen von 
Unterabsatz 5 und 6 dieses Absatzes 
durch Wirtschaftsteilnehmer festgelegt 
werden, zu ergänzen.

entfällt 

Änderungsantrag 85

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 18 – Buchstabe a – Ziffer ii
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 29 – Absatz 1 – Unterabsatz 4 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) im Fall fester Biomasse-
Brennstoffe in Anlagen zur Erzeugung von 
Elektrizität, Wärme und Kälte mit einer 
Gesamtfeuerungswärmeleistung von 5 MW 
oder mehr,

a) im Fall fester Biomasse-
Brennstoffe in Anlagen zur Erzeugung von 
Elektrizität, Wärme und Kälte mit einer 
Gesamtfeuerungswärmeleistung von 
20 MW oder mehr,

Änderungsantrag 86
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Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 18 – Buchstabe a – Ziffer ii
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 29 – Absatz 1 – Unterabsatz 4 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) im Fall gasförmiger Biomasse-
Brennstoffe in Anlagen zur Erzeugung von 
Elektrizität, Wärme und Kälte mit einer 
Gesamtfeuerungswärmeleistung von 2 MW 
oder mehr,

b) im Fall gasförmiger Biomasse-
Brennstoffe in Anlagen zur Erzeugung von 
Elektrizität, Wärme und Kälte mit einer 
Gesamtfeuerungswärmeleistung von 
20 MW oder mehr,

Änderungsantrag 87

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 18 – Buchstabe b
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 29 – Absatz 3 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Dieser Absatz gilt mit Ausnahme von 
Unterabsatz 1 Buchstabe c auch für 
Biokraftstoffe, flüssige Biobrennstoffe 
und Biomasse-Brennstoffe aus 
forstwirtschaftlicher Biomasse.

entfällt

Änderungsantrag 88

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 18 – Buchstabe c
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 29 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Unterabsatz 1, mit Ausnahme der 
Buchstaben b und c, und Unterabsatz 2 
gelten auch für Biokraftstoffe, flüssige 
Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe 
aus forstwirtschaftlicher Biomasse.

entfällt

Änderungsantrag 89
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Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 18 – Buchstabe d
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 29 – Absatz 5

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5) Biokraftstoffe, flüssige 
Biobrennstoffe und aus land- oder 
forstwirtschaftlicher Biomasse produzierte 
Biomasse-Brennstoffe, die für die in 
Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben a, b 
und c genannten Zwecke berücksichtigt 
werden, dürfen nicht aus Rohstoffen 
hergestellt werden, die auf Flächen 
gewonnen werden, die im Januar 2008 
Torfmoor waren, es sei denn, es wird der 
Nachweis dafür erbracht, dass nicht 
entwässerte Flächen für den Anbau und 
die Ernte dieses Rohstoffs nicht 
entwässert werden müssen.

(5) Biokraftstoffe, flüssige 
Biobrennstoffe und aus land- oder 
forstwirtschaftlicher Biomasse produzierte 
Biomasse-Brennstoffe aus einem Land, 
das die in Absatz 6 genannten Kriterien 
nicht erfüllt.

Änderungsantrag 90

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 18 – Buchstabe e
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 29 – Absatz 6 – Unterabsatz 1 – Buchstabe a – Ziffer iv

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

iv) bei der Ernte wird auf die Erhaltung 
der Bodenqualität und der biologischen 
Vielfalt geachtet, um Beeinträchtigungen 
möglichst gering zu halten, wobei die 
Ernte von Stümpfen und Wurzeln, eine 
Schädigung von Primärwäldern oder 
deren Umwandlung zu Plantagenwäldern 
sowie die Ernte auf anfälligen Böden zu 
vermeiden sind; zudem sind große 
Kahlschläge zu minimieren, und es sind 
örtlich angemessene Schwellen für die 
Entnahme von Totholz festzulegen und 
Anforderungen vorzusehen, 
Einschlagssysteme zu nutzen, die die 
Auswirkungen auf die Bodenqualität etwa 
durch Bodenverdichtung sowie auf die 
Merkmale der Biodiversität und die 

iv) bei der Ernte wird auf die Erhaltung 
der Bodenqualität und der biologischen 
Vielfalt geachtet, um Beeinträchtigungen 
möglichst gering zu halten, und es werden 
örtlich angemessene, nachhaltige 
Waldbewirtschaftungsmethoden 
eingesetzt, die auf den von Forest Europe 
und der FAO vereinbarten Grundsätzen 
beruhen;
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Lebensräume minimieren:

Änderungsantrag 91

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 19
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 29 a – Überschrift

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Kriterien für Treibhausgaseinsparungen 
durch erneuerbare Brennstoffe nicht 
biogenen Ursprungs und wiederverwertete 
kohlenstoffhaltige Kraftstoffe

Kriterien für Treibhausgaseinsparungen 
durch erneuerbare Brennstoffe nicht 
biogenen Ursprungs, CO2-arme 
Brennstoffe und wiederverwertete 
kohlenstoffhaltige Kraftstoffe

Änderungsantrag 92

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 19
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 29 a – Absatz 2 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(2a) Energie aus CO2-armen 
Kraftstoffen kann auf die Zielvorgabe für 
die Treibhausgaseinsparungen gemäß 
Artikel 25 Absatz 1 Unterabsatz 1 
Buchstabe a nur dann angerechnet 
werden, wenn die mit der Nutzung dieser 
Kraftstoffe erzielten 
Treibhausgaseinsparungen mindestens 
70 % betragen.

Änderungsantrag 93

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 19
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 29 a – Absatz 3
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3) Der Kommission wird die Befugnis 
übertragen, im Einklang mit Artikel 35 
delegierte Rechtsakte zu erlassen, um diese 
Richtlinie durch Festlegung der Methode 
für die Bewertung der durch erneuerbare 
Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs und 
wiederverwertete kohlenstoffhaltige 
Kraftstoffe erzielten 
Treibhausgaseinsparungen zu ergänzen. 
Die Methode muss sicherstellen, dass 
vermiedene Emissionen nicht 
gutgeschrieben werden, wenn für die 
Abscheidung dieses CO2 im Rahmen 
anderer Rechtsvorschriften bereits eine 
Gutschrift erteilt wurde.

(3) Der Kommission wird die Befugnis 
übertragen, im Einklang mit Artikel 35 
delegierte Rechtsakte zu erlassen, um diese 
Richtlinie durch Festlegung der Methode 
für die Bewertung der durch erneuerbare 
Brennstoffe nicht biogenen Ursprungs und 
wiederverwertete kohlenstoffhaltige 
Kraftstoffe erzielten 
Treibhausgaseinsparungen zu ergänzen. 
Der delegierte Rechtsakt auf der 
Grundlage dieses Artikels wird bis zum 
31. Dezember 2022 veröffentlicht. Die 
Methode muss sicherstellen, dass 
vermiedene Emissionen nicht 
gutgeschrieben werden, wenn für die 
Abscheidung dieses CO2 im Rahmen 
anderer Rechtsvorschriften bereits eine 
Gutschrift erteilt wurde.“

Änderungsantrag 94

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 20 – Buchstabe a
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 30 – Absatz 1 – Unterabsatz 1 – Einleitung

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Sollen erneuerbare Brennstoffe und 
wiederverwertete kohlenstoffhaltige 
Kraftstoffe auf die Zielvorgaben aus 
Artikel 3 Absatz 1, Artikel 15a Absatz 1, 
Artikel 22a Absatz 1, Artikel 23 Absatz 1, 
Artikel 24 Absatz 4 und Artikel 25 
Absatz 1 angerechnet werden, verpflichten 
die Mitgliedstaaten die 
Wirtschaftsteilnehmer dazu nachzuweisen, 
dass die Kriterien für die Nachhaltigkeit 
und die Treibhausgaseinsparungen gemäß 
Artikel 29 Absätze 2 bis 7 und Absatz 10 
sowie gemäß Artikel 29a Absätze 1 und 2 
bei erneuerbaren Brennstoffen und 
wiederverwerteten kohlenstoffhaltigen 
Kraftstoffen eingehalten wurden. Zu 
diesem Zweck verpflichten sie die 

Sollen erneuerbare Brennstoffe, CO2-arme 
Kraftstoffe und wiederverwertete 
kohlenstoffhaltige Kraftstoffe auf die 
Zielvorgaben aus Artikel 3 Absatz 1, 
Artikel 15a Absatz 1, Artikel 22a Absatz 1, 
Artikel 23 Absatz 1, Artikel 24 Absatz 4 
und Artikel 25 Absatz 1 angerechnet 
werden, verpflichten die Mitgliedstaaten 
die Wirtschaftsteilnehmer dazu, 
nachzuweisen, dass die Kriterien für die 
Nachhaltigkeit und die 
Treibhausgaseinsparungen gemäß 
Artikel 29 Absätze 2 bis 7 und Absatz 10 
sowie gemäß Artikel 29a Absätze 1 und 2 
bei erneuerbaren Brennstoffen, CO2-armen 
Kraftstoffen und wiederverwerteten 
kohlenstoffhaltigen Kraftstoffen 
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Wirtschaftsteilnehmer zur Verwendung 
eines Massenbilanzsystems, das

eingehalten wurden. Zu diesem Zweck 
verpflichten sie die Wirtschaftsteilnehmer 
zur Verwendung eines 
Massenbilanzsystems, das

Änderungsantrag 95

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 20 – Buchstabe b
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 30 – Absatz 3 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten treffen Maßnahmen, 
um sicherzustellen, dass die 
Wirtschaftsteilnehmer zuverlässige 
Informationen zur Einhaltung der Kriterien 
für die Nachhaltigkeit und die 
Treibhausgaseinsparungen gemäß 
Artikel 29 Absätze 2 bis 7 und Absatz 10 
sowie gemäß Artikel 29a Absätze 1 und 2 
vorlegen und dass sie dem betreffenden 
Mitgliedstaat auf Anfrage die bei der 
Gewinnung dieser Informationen genutzten 
Daten zur Verfügung stellen.

Die Mitgliedstaaten treffen Maßnahmen, 
um sicherzustellen, dass die 
Wirtschaftsteilnehmer zuverlässige 
Informationen zur Einhaltung der Kriterien 
für die Nachhaltigkeit und die 
Treibhausgaseinsparungen gemäß 
Artikel 29 Absätze 2 bis 7 und Absatz 10 
sowie gemäß Artikel 29a Absätze 1 und 2 
vorlegen und dass sie dem betreffenden 
Mitgliedstaat auf Anfrage die bei der 
Gewinnung dieser Informationen genutzten 
Daten zur Verfügung stellen. Die 
Mitgliedstaaten verpflichten die 
Wirtschaftsteilnehmer, für eine 
angemessene unabhängige Überprüfung 
der von ihnen vorgelegten Informationen 
zu sorgen und nachzuweisen, dass eine 
entsprechende Überprüfung erfolgt ist. 
Hinsichtlich der Einhaltung von 
Artikel 29 Absatz 3 Buchstaben a, b und 
d, Artikel 29 Absatz 4 Buchstabe a, 
Artikel 29 Absatz 5, Artikel 29 Absatz 6 
Buchstabe a und Artikel 29 Absatz 7 
Buchstabe a kann bis zum 
Ersterfassungspunkt der 
forstwirtschaftlichen Biomasse das Erst- 
oder Zweitparteien-Audit verwendet 
werden. Das Audit erstreckt sich auf die 
Frage, ob die von den 
Wirtschaftsteilnehmern verwendeten 
Systeme genau, verlässlich und 
betrugssicher sind, wobei durch die 
Überprüfung auch sichergestellt wird, 
dass Materialien international nicht so 



PE719.572v02-00 66/78 AD\1255833DE.docx

DE

verändert oder entsorgt werden, dass die 
Lieferung ganz oder teilweise zu Abfall 
oder Reststoffen werden könnte. Ferner 
werden die Häufigkeit und die Methode 
der Probenahme sowie die Zuverlässigkeit 
der Daten bewertet.

Änderungsantrag 96

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 20 – Buchstabe b
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 30 – Absatz 3 – Unterabsatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Verpflichtungen nach diesem Absatz 
gelten sowohl für in der Union produzierte 
als auch für importierte erneuerbare 
Brennstoffe und wiederverwertete 
kohlenstoffhaltige Kraftstoffe. Angaben 
zur geografischen Herkunft der 
Biokraftstoffe, flüssigen Biobrennstoffe 
und Biomasse-Brennstoffe der einzelnen 
Kraft- und Brennstoffanbieter und zur Art 
der für sie verwendeten Rohstoffe werden 
Verbrauchern auf den Websites der 
Betreiber, der Anbieter oder der jeweils 
zuständigen Behörden bereitgestellt und 
jährlich aktualisiert.

Die Verpflichtungen nach diesem Absatz 
gelten sowohl für in der Union produzierte 
als auch für importierte erneuerbare 
Brennstoffe, CO2-arme Kraftstoffe und 
wiederverwertete kohlenstoffhaltige 
Kraftstoffe. Angaben zur geografischen 
Herkunft der Biokraftstoffe, flüssigen 
Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe 
der einzelnen Kraft- und 
Brennstoffanbieter und zur Art der für sie 
verwendeten Rohstoffe werden 
Verbrauchern auf den Websites der 
Betreiber, der Anbieter oder der jeweils 
zuständigen Behörden bereitgestellt und 
jährlich aktualisiert.

Änderungsantrag 97

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 20 – Buchstabe c
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 30 – Absatz 4 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Kommission kann beschließen, dass 
freiwillige nationale oder internationale 
Systeme, in denen Standards für die 
Produktion von erneuerbaren Brennstoffen 
und wiederverwerteten kohlenstoffhaltigen 

Die Kommission kann beschließen, dass 
freiwillige nationale oder internationale 
Systeme, in denen Standards für die 
Produktion von erneuerbaren Brennstoffen, 
CO2-armen Kraftstoffen und 
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Kraftstoffen vorgegeben werden, genaue 
Daten zu den Treibhausgaseinsparungen 
für die Zwecke von Artikel 29 Absatz 10 
und Artikel 29a Absätze 1 und 2 enthalten 
und als Nachweis dafür herangezogen 
werden dürfen, dass die Bestimmungen 
von Artikel 27 Absatz 3 und Artikel 31a 
Absatz 5 eingehalten werden, und/oder als 
Nachweis dafür herangezogen werden 
dürfen, dass Lieferungen von Biokraftstoff, 
flüssigem Brennstoff oder Biomasse-
Brennstoffen den in Artikel 29 Absatz 2 bis 
7 aufgeführten Nachhaltigkeitskriterien 
genügen. Für den Nachweis, dass den in 
Artikel 29 Absätze 6 und 7 festgelegten 
Anforderungen entsprochen wird, können 
die Betreiber die erforderlichen Belege 
direkt auf Ebene des Gewinnungsgebiets 
vorlegen. Die Kommission kann Flächen 
zum Schutz von seltenen, bedrohten oder 
gefährdeten Ökosystemen oder Arten, die 
in internationalen Übereinkünften 
anerkannt werden oder in den 
Verzeichnissen zwischenstaatlicher 
Organisationen oder der Internationalen 
Union für die Erhaltung der Natur 
aufgeführt sind, für die Zwecke des 
Artikels 29 Absatz 3 Unterabsatz 1 
Buchstabe c Ziffer ii anerkennen.

wiederverwerteten kohlenstoffhaltigen 
Kraftstoffen vorgegeben werden, genaue 
Daten zu den Treibhausgaseinsparungen 
für die Zwecke von Artikel 29 Absatz 10 
und Artikel 29a Absätze 1 und 2 enthalten 
und als Nachweis dafür herangezogen 
werden dürfen, dass die Bestimmungen 
von Artikel 27 Absatz 3 und Artikel 31a 
Absatz 5 eingehalten werden, und/oder als 
Nachweis dafür herangezogen werden 
dürfen, dass Lieferungen von Biokraftstoff, 
flüssigem Brennstoff oder Biomasse-
Brennstoffen den in Artikel 29 Absatz 2 bis 
7 aufgeführten Nachhaltigkeitskriterien 
genügen. Für den Nachweis, dass den in 
Artikel 29 Absätze 6 und 7 festgelegten 
Anforderungen entsprochen wird, können 
die Betreiber die erforderlichen Belege 
direkt auf Ebene des Gewinnungsgebiets 
vorlegen. Die Kommission kann Flächen 
zum Schutz von seltenen, bedrohten oder 
gefährdeten Ökosystemen oder Arten, die 
in internationalen Übereinkünften 
anerkannt werden oder in den 
Verzeichnissen zwischenstaatlicher 
Organisationen oder der Internationalen 
Union für die Erhaltung der Natur 
aufgeführt sind, für die Zwecke des 
Artikels 29 Absatz 3 Unterabsatz 1 
Buchstabe c Ziffer ii anerkennen.

Änderungsantrag 98

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 20 – Buchstabe d
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 30 – Absatz 6 – Unterabsatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Für Anlagen zur Elektrizitäts-, Wärme- 
und Kälteerzeugung mit einer 
Gesamtfeuerungswärmeleistung zwischen 
5 und 10 MW führen die Mitgliedstaaten 
vereinfachte nationale 
Überprüfungssysteme ein, um die 
Einhaltung der Kriterien für die 
Nachhaltigkeit und die 

Für Anlagen zur Elektrizitäts-, Wärme- 
und Kälteerzeugung mit einer 
Gesamtfeuerungswärmeleistung zwischen 
5 und 20 MW führen die Mitgliedstaaten 
vereinfachte nationale 
Überprüfungssysteme ein, um die 
Einhaltung der Kriterien für die 
Nachhaltigkeit und die 
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Treibhausgaseinsparungen gemäß 
Artikel 29 Absätze 2 bis 7 und Absatz 10 
sicherzustellen.

Treibhausgaseinsparungen gemäß 
Artikel 29 Absätze 2 bis 7 und Absatz 10 
sicherzustellen.

Änderungsantrag 99

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 20 – Buchstabe f
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 30 – Absatz 10 – Unterabsatz 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Auf Antrag eines Mitgliedstaats, der auf 
dem Antrag eines Wirtschaftsteilnehmers 
beruhen kann, prüft die Kommission auf 
der Grundlage aller vorliegenden 
Nachweise, ob die in Artikel 29 Absätze 2 
bis 7 und Absatz 10 festgelegten Kriterien 
für die Nachhaltigkeit und die 
Treibhausgaseinsparungen in Bezug auf 
eine Quelle von erneuerbaren Brennstoffen 
und wiederverwerteten kohlenstoffhaltigen 
Kraftstoffen eingehalten wurden.

Auf Antrag eines Mitgliedstaats, der auf 
dem Antrag eines Wirtschaftsteilnehmers 
beruhen kann, prüft die Kommission auf 
der Grundlage aller vorliegenden 
Nachweise, ob die in Artikel 29 Absätze 2 
bis 7 und Absatz 10 sowie Artikel 29a 
Absätze 1 und 2 festgelegten Kriterien für 
die Nachhaltigkeit und die 
Treibhausgaseinsparungen in Bezug auf 
eine Quelle von erneuerbaren 
Brennstoffen, CO2-armen Kraftstoffen und 
wiederverwerteten kohlenstoffhaltigen 
Kraftstoffen eingehalten wurden.

Änderungsantrag 100

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 20 – Buchstabe f
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 30 – Absatz 10 – Unterabsatz 2 – Buchstabe a

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

a) aus dieser Quelle stammende 
erneuerbare Brennstoffe und 
wiederverwertete kohlenstoffhaltige 
Kraftstoffe für die Zwecke von Artikel 29 
Absatz 1 Unterabsatz 1 Buchstaben a, 
b und c berücksichtigen darf oder

a) aus dieser Quelle stammende 
erneuerbare Brennstoffe, CO2-arme 
Kraftstoffe und wiederverwertete 
kohlenstoffhaltige Kraftstoffe für die 
Zwecke von Artikel 29 Absatz 1 
Unterabsatz 1 Buchstaben a, b und c 
berücksichtigen darf oder

Änderungsantrag 101
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Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 20 – Buchstabe f
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 30 – Absatz 10 – Unterabsatz 2 – Buchstabe b

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

b) abweichend von Absatz 9 des 
vorliegenden Artikels von Anbietern der 
betreffenden Quelle von erneuerbaren 
Brennstoffen und wiederverwerteten 
kohlenstoffhaltigen Kraftstoffen weitere 
Nachweise für die Einhaltung jener 
Kriterien für die Nachhaltigkeit und die 
Treibhausgaseinsparungen und jener 
Mindestschwellenwerte für 
Treibhausgaseinsparungen verlangen darf.

b) abweichend von Absatz 9 des 
vorliegenden Artikels von Anbietern der 
betreffenden Quelle von erneuerbaren 
Brennstoffen, CO2-armen Kraftstoffen und 
wiederverwerteten kohlenstoffhaltigen 
Kraftstoffen weitere Nachweise für die 
Einhaltung jener Kriterien für die 
Nachhaltigkeit und die 
Treibhausgaseinsparungen und jener 
Mindestschwellenwerte für 
Treibhausgaseinsparungen verlangen darf.

Änderungsantrag 102

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 21
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 21

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

21. In Artikel 31 werden die Absätze 2, 
3 und 4 gestrichen.

entfällt

Änderungsantrag 103

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 22
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 31 a – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(4) Wurden Herkunftsnachweise für 
die Herstellung einer Lieferung 
erneuerbarer Gase ausgestellt, stellen die 
Mitgliedstaaten sicher, dass diese 
Herkunftsnachweise entwertet werden, 

(4) Wurden Herkunftsnachweise für 
die Herstellung einer Lieferung 
erneuerbarer Gase ausgestellt, stellen die 
Mitgliedstaaten sicher, dass diese 
Herkunftsnachweise in der Datenbank 
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bevor die Lieferung erneuerbarer Gase in 
die Datenbank eingetragen werden kann.

registriert und entwertet werden, nachdem 
die Lieferung erneuerbarer Gase aus dem 
europäischen Netz für erneuerbare Gase 
genommen wurde.

Änderungsantrag 104

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 22
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 31 a – Absatz 5 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(5a) Die Datenbank wird in offener, 
transparenter und benutzerfreundlicher 
Form öffentlich zugänglich gemacht und 
auf dem neuesten Stand gehalten. Die 
Daten werden sowohl in aggregierter als 
auch in aufgeschlüsselter Form zur 
Verfügung gestellt. 
Die Kommission veröffentlicht 
Jahresberichte für die breite 
Öffentlichkeit über die in der 
Unionsdatenbank verzeichneten 
Informationen, auch in Bezug auf die 
Mengen und die geografische Herkunft 
der Biokraftstoffe, flüssigen 
Biobrennstoffe und Biomasse-Brennstoffe 
sowie die Art der für sie verwendeten 
Rohstoffe, aufgeschlüsselt nach 
Kraftstofflieferant und Mitgliedstaat.

Änderungsantrag 105

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 23 – Buchstabe a
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 35 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Befugnis zum Erlass delegierter 
Rechtsakte gemäß Artikel 8 Absatz 3 
Unterabsatz 2, Artikel 29a Absatz 3, 
Artikel 26 Absatz 2 Unterabsätze 4 und 5, 

Die Befugnis zum Erlass delegierter 
Rechtsakte gemäß Artikel 8 Absatz 3 
Unterabsatz 2, Artikel 29a Absatz 3, 
Artikel 26 Absatz 2 Unterabsätze 4 und 5, 
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Artikel 27 Absatz 1 Unterabsatz 2 und 
Absatz 3 Unterabsatz 4, Artikel 28 
Absatz 5 und Absatz 6 Unterabsatz 2, 
Artikel 31 Absatz 5 Unterabsatz 2 und 
Artikel 31a Absatz 2 Unterabsatz 2 wird 
der Kommission für einen Zeitraum von 
fünf Jahren ab dem [Inkrafttreten dieser 
Änderungsrichtlinie] übertragen. Die 
Kommission erstellt spätestens neun 
Monate vor Ablauf des Zeitraums von fünf 
Jahren einen Bericht über die 
Befugnisübertragung. Die 
Befugnisübertragung verlängert sich 
stillschweigend um Zeiträume gleicher 
Länge, es sei denn, das Europäische 
Parlament oder der Rat widersprechen 
einer solchen Verlängerung spätestens drei 
Monate vor Ablauf des jeweiligen 
Zeitraums.

Artikel 27 Absatz 1 Unterabsatz 2, 
Artikel 28 Absatz 5 und Absatz 6 
Unterabsatz 2, Artikel 31 Absatz 5 
Unterabsatz 2 und Artikel 31a Absatz 2 
Unterabsatz 2 wird der Kommission für 
einen Zeitraum von fünf Jahren ab dem 
[Inkrafttreten dieser Änderungsrichtlinie] 
übertragen. Die Kommission erstellt 
spätestens neun Monate vor Ablauf des 
Zeitraums von fünf Jahren einen Bericht 
über die Befugnisübertragung. Die 
Befugnisübertragung verlängert sich 
stillschweigend um Zeiträume gleicher 
Länge, es sei denn, das Europäische 
Parlament oder der Rat widersprechen 
einer solchen Verlängerung spätestens drei 
Monate vor Ablauf des jeweiligen 
Zeitraums.

Änderungsantrag 106

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 23 – Buchstabe b
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 35 – Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 7 
Absatz 3 Unterabsatz 5, Artikel 8 Absatz 3 
Unterabsatz 2, Artikel 29a Absatz 3, 
Artikel 26 Absatz 2 Unterabsätze 4 und 5, 
Artikel 27 Absatz 1 Unterabsatz 2 und 
Absatz 3 Unterabsatz 4, Artikel 28 
Absatz 5 und Absatz 6 Unterabsatz 2, 
Artikel 31 Absatz 5 und Artikel 31a 
Absatz 2 Unterabsatz 2 kann vom 
Europäischen Parlament oder vom Rat 
jederzeit widerrufen werden. Der 
Beschluss über den Widerruf beendet die 
Übertragung der in diesem Beschluss 
angegebenen Befugnis. Er wird am Tag 
nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Union oder zu einem im 
Beschluss über den Widerruf angegebenen 
späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit 
von delegierten Rechtsakten, die bereits in 

Die Befugnisübertragung gemäß Artikel 7 
Absatz 3 Unterabsatz 5, Artikel 8 Absatz 3 
Unterabsatz 2, Artikel 29a Absatz 3, 
Artikel 26 Absatz 2 Unterabsätze 4 und 5, 
Artikel 27 Absatz 1 Unterabsatz 2, 
Artikel 28 Absatz 5 und Absatz 6 
Unterabsatz 2, Artikel 31 Absatz 5 und 
Artikel 31a Absatz 2 Unterabsatz 2 kann 
vom Europäischen Parlament oder vom Rat 
jederzeit widerrufen werden. Der 
Beschluss über den Widerruf beendet die 
Übertragung der in diesem Beschluss 
angegebenen Befugnis. Er wird am Tag 
nach seiner Veröffentlichung im Amtsblatt 
der Europäischen Union oder zu einem im 
Beschluss über den Widerruf angegebenen 
späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit 
von delegierten Rechtsakten, die bereits in 
Kraft sind, wird von dem Beschluss über 
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Kraft sind, wird von dem Beschluss über 
den Widerruf nicht berührt.

den Widerruf nicht berührt.

Änderungsantrag 107

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 1 – Absatz 1 – Nummer 23 – Buchstabe c
Richtlinie (EU) 2018/2001
Artikel 35 – Absatz 7

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß 
Artikel 7 Absatz 3 Unterabsatz 5, Artikel 8 
Absatz 3 Unterabsatz 2, Artikel 29a 
Absatz 3, Artikel 26 Absatz 2 
Unterabsätze 4 und 5, Artikel 27 Absatz 1 
Unterabsatz 2 und Absatz 3 Unterabsatz 4, 
Artikel 28 Absatz 5 und Absatz 6 
Unterabsatz 2, Artikel 31 Absatz 5 und 
Artikel 31a Absatz 2 Unterabsatz 2 
erlassen wurde, tritt nur in Kraft, wenn 
weder das Europäische Parlament noch der 
Rat innerhalb einer Frist von zwei Monaten 
nach Übermittlung dieses Rechtsakts an 
das Europäische Parlament und den Rat 
Einwände erhoben haben oder wenn vor 
Ablauf dieser Frist das Europäische 
Parlament und der Rat beide der 
Kommission mitgeteilt haben, dass sie 
keine Einwände erheben werden. Auf 
Initiative des Europäischen Parlaments 
oder des Rates wird diese Frist um zwei 
Monate verlängert.

Ein delegierter Rechtsakt, der gemäß 
Artikel 7 Absatz 3 Unterabsatz 5, Artikel 8 
Absatz 3 Unterabsatz 2, Artikel 29a 
Absatz 3, Artikel 26 Absatz 2 
Unterabsätze 4 und 5, Artikel 27 Absatz 1 
Unterabsatz 2, Artikel 28 Absatz 5 und 
Absatz 6 Unterabsatz 2, Artikel 31 
Absatz 5 und Artikel 31a Absatz 2 
Unterabsatz 2 erlassen wurde, tritt nur in 
Kraft, wenn weder das Europäische 
Parlament noch der Rat innerhalb einer 
Frist von zwei Monaten nach Übermittlung 
dieses Rechtsakts an das Europäische 
Parlament und den Rat Einwände erhoben 
haben oder wenn vor Ablauf dieser Frist 
das Europäische Parlament und der Rat 
beide der Kommission mitgeteilt haben, 
dass sie keine Einwände erheben werden. 
Auf Initiative des Europäischen Parlaments 
oder des Rates wird diese Frist um zwei 
Monate verlängert.

Änderungsantrag 108

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 3 – Absatz 1 – Nummer 1 a (neu)
Richtlinie 98/70/EG
Artikel 3 – Absatz 2 – Nummer 1 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

1a. Die Kommission nimmt spätestens 
im Jahr 2024 einen Vorschlag zur 
Änderung der Richtlinie 98/70/EG an, mit 
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dem das Ziel verfolgt wird, die Qualität 
der in den Anhängen I und II dieser 
Richtlinie aufgeführten Brenn- und 
Kraftstoffe zu verbessern.

Änderungsantrag 109

Vorschlag für eine Richtlinie
Artikel 7 – Absatz -1 (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Bis Dezember 2024 legt die Kommission 
eine umfassende Folgenabschätzung zu 
den kombinierten und kumulierten 
Auswirkungen des Pakets „Fit für 55“ 
einschließlich dieser Richtlinie vor. 

Änderungsantrag 110

Vorschlag für eine Richtlinie
Anhang I – Absatz 1 – Nummer 5 – Buchstabe a
Richtlinie (EU) 2018/2001
Anhang V – Teil C – Nummer 6

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

6. Für die Zwecke der in Nummer 1 
Buchstabe a genannten Berechnungen 
werden Treibhausgaseinsparungen infolge 
besserer landwirtschaftlicher 
Bewirtschaftungspraktiken (esca), wie 
infolge der Umstellung auf eine reduzierte 
Bodenbearbeitung oder eine 
Nullbodenbearbeitung, verbesserter 
Fruchtfolgen, der Nutzung von 
Deckpflanzen, einschließlich 
Bewirtschaftung der Ernterückstände, 
sowie des Einsatzes natürlicher 
Bodenverbesserer (z. B. Kompost, 
Rückstände der Mist-/Güllevergärung), nur 
dann berücksichtigt, wenn dies nicht mit 
dem Risiko negativer Auswirkungen auf 
die biologische Vielfalt verbunden ist. 
Zudem sind zuverlässige und überprüfbare 
Nachweise dafür vorzulegen, dass mehr 

6. Für die Zwecke der in Nummer 1 
Buchstabe a genannten Berechnungen 
werden Treibhausgaseinsparungen infolge 
besserer landwirtschaftlicher 
Bewirtschaftungspraktiken (esca), wie 
infolge der Umstellung auf eine reduzierte 
Bodenbearbeitung oder eine 
Nullbodenbearbeitung, der Speicherung 
von Kohlenstoff im Boden mit Biokohle, 
verbesserter Fruchtfolgen, der Nutzung von 
Deckpflanzen, einschließlich 
Bewirtschaftung der Ernterückstände, 
sowie des Einsatzes natürlicher 
Bodenverbesserer (z. B. Kompost, 
Rückstände der Mist-/Güllevergärung), nur 
dann berücksichtigt, wenn dies nicht mit 
dem Risiko negativer Auswirkungen auf 
die biologische Vielfalt verbunden ist. Der 
Kohlenstoff in Biomasse kann durch 
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Kohlenstoff im Boden gebunden wurde 
oder dass vernünftigerweise davon 
auszugehen ist, dass dies in dem Zeitraum, 
in dem die betreffenden Rohstoffe 
angebaut wurden, der Fall war; dabei ist 
gleichzeitig jenen Emissionen Rechnung 
zu tragen, die aufgrund des vermehrten 
Einsatzes von Dünger und 
Pflanzenschutzmitteln bei derartigen 
Praktiken entstehen37.

Pyrolyse in Biokohle umgewandelt 
werden, die dann durch Ausbringen im 
Boden gespeichert werden kann, wodurch 
sie zu einer Negativemissionstechnologie 
wird. Hier wird der Bonus für die 
verbesserte Agrar- und Mist- bzw. 
Güllebewirtschaftung bei der Ausstellung 
von Nachhaltigkeits- bzw. 
Umweltzertifikaten dem Landwirt 
angerechnet, der für die negativen 
Emissionen verantwortlich ist. Zudem 
sind zuverlässige und überprüfbare 
Nachweise dafür vorzulegen, dass mehr 
Kohlenstoff im Boden gebunden wurde 
oder dass vernünftigerweise davon 
auszugehen ist, dass dies in dem Zeitraum, 
in dem die betreffenden Rohstoffe 
angebaut wurden, der Fall war; dabei ist 
gleichzeitig jenen Emissionen Rechnung 
zu tragen, die aufgrund des vermehrten 
Einsatzes von Dünger und 
Pflanzenschutzmitteln bei derartigen 
Praktiken entstehen37.

__________________ __________________
37 Bei einem solchen Nachweis kann es 
sich um Messungen des Kohlenstoffs im 
Boden handeln, beispielsweise in Form 
einer ersten Messung vor dem Anbau und 
anschließender regelmäßiger Messungen 
im Abstand von mehreren Jahren. In 
diesem Fall würde für den Anstieg des 
Bodenkohlenstoffs, solange der zweite 
Messwert noch nicht vorliegt, anhand 
repräsentativer Versuche oder 
Bodenmodelle ein Schätzwert ermittelt. Ab 
der zweiten Messung würden die 
Messwerte als Grundlage dienen, um zu 
ermitteln, ob und in welchem Maß der 
Bodenkohlenstoff steigt.

37 Bei einem solchen Nachweis kann es 
sich um Messungen des Kohlenstoffs im 
Boden handeln, beispielsweise in Form 
einer ersten Messung vor dem Anbau und 
anschließender regelmäßiger Messungen 
im Abstand von mehreren Jahren. In 
diesem Fall würde für den Anstieg des 
Bodenkohlenstoffs, solange der zweite 
Messwert noch nicht vorliegt, anhand 
repräsentativer Versuche oder 
Bodenmodelle ein Schätzwert ermittelt. Ab 
der zweiten Messung würden die 
Messwerte als Grundlage dienen, um zu 
ermitteln, ob und in welchem Maß der 
Bodenkohlenstoff steigt.

Änderungsantrag 111

Vorschlag für eine Richtlinie
Anhang I – Absatz 1 – Nummer 5 – Buchstabe c
Richtlinie (EU) 2018/2001
Anhang V – Teil C – Nummer 18



AD\1255833DE.docx 75/78 PE719.572v02-00

DE

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

18. Für die Zwecke der Berechnungen 
nach Nummer 17 sind die aufzuteilenden 
Emissionen eec + el + esca + diejenigen 
Bruchteile von ep, etd, eccs und eccr, die 
bis einschließlich zu dem Verfahrensschritt 
anfallen, bei dem ein Nebenprodukt 
erzeugt wird. Wurden in einem früheren 
Verfahrensschritt Emissionen 
Nebenprodukten zugewiesen, so wird für 
diese Zwecke anstelle der 
Gesamtemissionen der Bruchteil dieser 
Emissionen verwendet, der im letzten 
Verfahrensschritt dem Zwischenprodukt 
zugeordnet wird. Im Falle von Biogas und 
Biomethan werden sämtliche 
Nebenprodukte, die nicht unter Nummer 7 
fallen, für die Zwecke der Berechnung 
berücksichtigt. Abfällen und Reststoffen 
werden keine Emissionen zugeordnet. Für 
die Zwecke der Berechnung wird der 
Energiegehalt von Nebenprodukten mit 
negativem Energiegehalt mit null 
angesetzt. Die Lebenszyklus-
Treibhausgasemissionen von Abfällen und 
Reststoffen, einschließlich aller in 
Anhang IX genannten Abfälle und 
Reststoffe, werden bis zur Sammlung 
dieser Materialien mit null angesetzt, 
unabhängig davon, ob sie vor der 
Umwandlung ins Endprodukt zu 
Zwischenprodukten verarbeitet werden. 
Für nicht in Anhang IX aufgeführte 
Reststoffe, die sich für die Verwendung 
auf dem Nahrungs- oder 
Futtermittelmarkt eignen, wird die Menge 
der bei der Gewinnung, Ernte oder beim 
Anbau entstehenden Emissionen eec mit 
dem Wert angesetzt, den das engste 
Ersatzprodukt auf dem Nahrungs- und 
Futtermittelmarkt aufweist, das in der 
Tabelle in Teil D aufgeführt ist. Bei 
Biomasse-Brennstoffen, die in anderen 
Raffinerien als einer Kombination von 
Verarbeitungsbetrieben mit 
konventionellen oder Kraft-Wärme-
Kopplungsanlagen, die dem 

18. Für die Zwecke der Berechnungen 
nach Nummer 17 sind die aufzuteilenden 
Emissionen eec + el + esca + diejenigen 
Bruchteile von ep, etd, eccs und eccr, die 
bis einschließlich zu dem Verfahrensschritt 
anfallen, bei dem ein Nebenprodukt 
erzeugt wird. Wurden in einem früheren 
Verfahrensschritt Emissionen 
Nebenprodukten zugewiesen, so wird für 
diese Zwecke anstelle der 
Gesamtemissionen der Bruchteil dieser 
Emissionen verwendet, der im letzten 
Verfahrensschritt dem Zwischenprodukt 
zugeordnet wird. Im Falle von Biogas und 
Biomethan werden sämtliche 
Nebenprodukte, die nicht unter Nummer 7 
fallen, für die Zwecke der Berechnung 
berücksichtigt. Abfällen und Reststoffen 
werden keine Emissionen zugeordnet. Für 
die Zwecke der Berechnung wird der 
Energiegehalt von Nebenprodukten mit 
negativem Energiegehalt mit null 
angesetzt. Die Lebenszyklus-
Treibhausgasemissionen von Abfällen und 
Reststoffen, einschließlich aller in 
Anhang IX genannten Abfälle und 
Reststoffe, werden bis zur Sammlung 
dieser Materialien mit null angesetzt, 
unabhängig davon, ob sie vor der 
Umwandlung ins Endprodukt zu 
Zwischenprodukten verarbeitet werden. 
Bei Biomasse-Brennstoffen, die in anderen 
Raffinerien als einer Kombination von 
Verarbeitungsbetrieben mit 
konventionellen oder Kraft-Wärme-
Kopplungsanlagen, die dem 
Verarbeitungsbetrieb Wärme und/oder 
Elektrizität liefern, hergestellt werden, ist 
die Analyseeinheit für die Zwecke der 
Berechnung nach Nummer 17 die 
Raffinerie.
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Verarbeitungsbetrieb Wärme und/oder 
Elektrizität liefern, hergestellt werden, ist 
die Analyseeinheit für die Zwecke der 
Berechnung nach Nummer 17 die 
Raffinerie.

Änderungsantrag 112

Vorschlag für eine Richtlinie
Anhang I – Absatz 1 – Nummer 6 – Buchstabe c
Richtlinie (EU) 2018/2001
Anhang VI – Nummer 18 – Unterabsatz 3

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

Die Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen 
von Abfällen und Reststoffen, 
einschließlich aller in Anhang IX 
genannten Abfälle und Reststoffe, werden 
bis zur Sammlung dieser Materialien mit 
null angesetzt, unabhängig davon, ob sie 
vor der Umwandlung ins Endprodukt zu 
Zwischenprodukten verarbeitet werden. 
Für nicht in Anhang IX aufgeführte 
Reststoffe, die sich für die Verwendung 
auf dem Nahrungs- oder 
Futtermittelmarkt eignen, wird die Menge 
der bei der Gewinnung, Ernte oder beim 
Anbau entstehenden Emissionen eec mit 
dem Wert angesetzt, den das engste 
Ersatzprodukt auf dem Nahrungs- und 
Futtermittelmarkt aufweist, das in der 
Tabelle in Anhang V Teil D aufgeführt 
ist.

Die Lebenszyklus-Treibhausgasemissionen 
von Abfällen und Reststoffen, 
einschließlich aller in Anhang IX 
genannten Abfälle und Reststoffe, werden 
bis zur Sammlung dieser Materialien mit 
null angesetzt, unabhängig davon, ob sie 
vor der Umwandlung ins Endprodukt zu 
Zwischenprodukten verarbeitet werden.
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